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Editorial

zwei traurige Jahrestage haben wir 
seit Ausbruch der Corona-Pandemie 
erreicht: den Beginn der Schulschlie-
ßungen am 17. März 2020 und deren 
vorläufiges Ende dank Beginn der 
Osterferien am 6. April 2020. 

Und wie stehen wir ein volles Jahr 
später da (Ich schreibe diese Zeilen 
Mitte März)? 

Trotz mittlerweile mindestens sechs 
weltweit produzierter Impfstoffe ist 
die Corona-Pandemie noch längst 
nicht überwunden, nicht einmal sicher 
unter Kontrolle. 

Hauptgrund dafür sind mutierte 
Viren, die deutlich ansteckender sind 
als die ’Wildvariante’ vor einem Jahr. 
Dazu kommt die unstrukturierte 
Corona-Politik in Deutschland: 

Kurzsichtige Landespolitiker, die 
dank der verfassungsmäßig garantier-
ten Länderhoheit über Gesundheits-
schutz und Schulen die von der Bun-
deskanzlerin vorgeschlagenen, not-
wendigen, harten Maßnahmen aus-
bremsen, abschwächen oder gleich 
ganz torpedieren. 

Ignorante Kultusminister, die sich 
in der Kultusministerkonferenz unter 
Ausblendung aller anderslautenden 
Studienergebnisse immer wieder ge-
genseitig versichern, »dass Kinder kei-
ne Pandemietreiber sind«. 

Und der fundamentale Unterschied 
zwischen Worten und Taten: Zwar 
wurde in unseren Bildungsplänen 2016 
’Nachhaltigkeit’ als Leitperspektive 
verankert. Aber wenn es um Corona-
Maßnahmen an Schulen geht, ist Nach-
haltigkeit keine Leitperspektive: Für 
Raumluftreiniger gibt es kein Geld. 
Denn derartige Nachhaltigkeit ist unse-
rer Landesregierung schlicht zu teuer!  
Corona-Impfungen  
Auch bei den Impfungen tut sich 
Deutschland bislang nicht gerade als 
Vorbild hervor, im Gegenteil. So be-
kam ich eine E-Mail folgenden In-
halts: Allabendlich werden nicht ver-
impfte Dosen des BionTech-Wirk-
stoffs in den Impfzentren entsorgt. 
Der Grund: Zu viele fest gebuchte 

Impftermine werden aus verschie-
densten Gründen nicht wahrgenom-
men. Überbuchungen (wie im Flug-
verkehr) gibt es bislang nicht, ebenso 
fehlt eine Warteliste für kurzfristig 
frei werdende Termine. 

Gleichzeitig werden täglich zur Imp-
fung angemeldete Personen ungeimpft 
wieder weggeschickt, weil ihre Impf-
Berechtigung nicht gegeben sei: Bis 
zum 8. März auch viele Lehrkräfte 
über 64, für die der Astra-Zeneca-
Impfstoff nicht zugelassen war, ob-
wohl die STIKO am 4. März endlich 
ihre Zulassungs-Empfehlung geändert 
hat und der Impfstoff von Anfang an 
eine Ü64-Zulassung in der EU hatte. 

Bereits Ende Februar hatten wir die 
Impfmöglichkeit für die Ü64-Lehr-
kräfte eingefordert, sowohl beim Kul-
tus- wie beim Sozialministerium. Aber 
erst die Änderung der STIKO-Emp-
fehlung brachte diesen Fortschritt.  
Öffnungsmaßnahmen 
und Schnelltests  
Seit Mitte Februar steigt die Inzidenz 
in Baden-Württemberg wieder lan-
desweit an. Trotzdem wurden in der 
ersten Märzwoche zusätzliche, sub-
stanzielle Öffnungsmaßnahmen be-
schlossen, ab dem 8. März unter ande-
rem für den Privatbereich, ab dem 15. 
März für die Schulen. Dass diese Öff-
nungen verkündet wurden, bevor die 
Schnelltests als unbedingt notwendige 
Begleit-Maßnahme durchorganisiert 
waren, war Optimismus à la Donald 
Trump. Die Folgen waren absehbar. 

Dass es mit konsequentem Handeln 
deutlich besser geht, zeigt das Beispiel 
der Stadt Tübingen. Das dortige Kon-
zept der häufigen und überall verfüg-
baren Schnelltests trug Früchte. Tü-
bingen ist (Stand 8. März) der Kreis 
mit der niedrigsten Inzidenz in Baden-
Württemberg. Einer Inzidenz, die un-

Liebe Leserinnen 
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ter 25 sank, während diese in den 
meisten anderen Kreisen drei Wochen 
lang kontinuierlich anstieg. 

Hätten wir doch eine solch konse-
quente Umsetzung nur auf Landes- 
oder gar Bundesebene! 

Aber nicht nur an der eigentlichen 
’Gesundheitsfront’ herrscht Missma-
nagement. Die Idee aus dem Kultus-
ministerium, ab dem 15. März alle 
Fünft- und Sechstklässler nach Stun-
denplan zur Schule kommen zu lassen 
und sie entweder im Klassenraum eng 
zusammengepfercht oder auf je zwei 
Räume verteilt zu unterrichten, war 
unsinnig: Sollten Lehrer dann zwi-
schen beiden Räumen hin- und her-
pendeln oder im zweiten Raum ledig-
lich Aufsicht durch eine Sportlehr-
kraft geführt werden? 

War das die axiomatische Fest-
schreibung der zentralen Funktion 
von Schule aus Sicht des Kultusminis-
teriums? Als reine Bewahranstalt für 
Kinder, damit deren Eltern arbeiten 
gehen können? 

Dann kann es uns freilich nicht 
wundern, warum es mit der Bildung in 
Baden-Württemberg seit Jahren berg-
ab geht. 

Erschwerend kommt hinzu, dass als 
Folge dieser unsinnigen Öffnungs-
Strategie ganze Klassen, ihre Lehr-
kräfte und die jeweiligen kompletten 
Familien in 14-tägige Quarantäne ge-
hen müssen, sobald ein Beteiligter po-
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sitiv auf eine Covid-Mutante getestet 
wird. Welchen Sinn machen Öffnun-
gen, die auf diesem Wege direkt in die 
Quarantäne führen? 

Unser Hoffnungsschimmer sind wie 
im letzten Jahr die Osterferien. Da-
nach sollten wir die dritte Welle mit 
zwei wöchentlichen Schnelltests für 
alle im Griff haben; im Spätsommer 
dann die gesamte Pandemie durch die 
Impfungen. Vorausgesetzt natürlich, 
es gelingt, das Impftempo so weit zu 
erhöhen, dass bis dahin auch drei 
Viertel der Bevölkerung geimpft sind.  
Petition: Corona-Aufholjahr 
durch Übergang auf G9  
Zum Aufholen der entstandenen 
Corona-Lernlücken hat die Initiative 
’G9-jetzt!’ am 8. März eine neue Peti-
tion gestartet. Ziel ist eine sofortige 
Übergangsmöglichkeit auf G9 für die 
Klassenstufen 5 bis 10. Sie können die 
Petition unter http://openpetition.de/ 
!aufholjahr direkt online mit Ihrer Un-
terschrift unterstützen. 

Ein Volksbegehren soll folgen. Ob 
es schon läuft, finden Sie ebenso wie 
viel witziges Material zu G8/G9 mit 
einer Facebook-Suche nach ’G9-jetzt-
BW’ oder auf YouTube unter ’Bünd-
nis G9-jetzt!’ 

Wären Sie bereit, für das Volksbe-
gehren bei Ihnen vor Ort Unterschrif-
ten zu sammeln, oder die G9-Initiati-
ve anderweitig zu unterstützen? Dann 

schicken Sie bitte eine kurze E-Mail 
an g9@elternkanal-bw.de! 

Zum Qualitäts-G9-Konzept des 
PhV, das mit neuen Bildungsplänen 
ab 2024/2025 umgesetzt werden könn-
te, finden Sie zwei mögliche Stunden-
tafeln mit kurzen Erklärungen auf 
den Seiten 19 und 20.  
PhV-Interna  
Wir haben unsere Rechtsberatung 
durch eine zweite, halbtags arbeitende 
Juristin personell verstärkt und begrü-
ßen Simone Springer im Rechtsbera-
tungs-Team der Geschäftsstelle. 

Zum Abschluss: Gerade las ich im 
Internet: 

Bei ALDI gibt’s jetzt Schnelltests, 
in den Schulen nicht. – Macht Sinn: 
Bei ALDI gibt’s ja auch Desinfekti-
onsmittel, Seife, Luftfilter und Lap-
tops. – Vielleicht sollten wir unseren 
Unterricht besser bei ALDI machen? 

In diesem Sinne: Lassen Sie sich Ih-
ren Galgenhumor nicht nehmen! Ein-
mal täglich herzhaft Lachen ist jetzt 
Pflicht. ;-) 

 
Bleiben Sie negativ! – Das ist mein 

herzlicher, positiver Wunsch für Sie! 
 
Ihr 
 
 
 
Ralf Scholl

Philologenverband Baden-Württemberg: Vertreterversammlung 2021 

Wahlausschreibung 

BBei der Vertreterversammlung des 
Philologenverbands Baden-Würt-

temberg am 2. Juli 2021 in Fellbach 
stehen turnusmäßige Neuwahlen der 
Mitglieder des Landesvorstands an. 
Gewählt werden im Zuge der Über-
gangsregelung § 25 der PhV-Satzung 
ausnahmsweise nur für die Dauer von 
zwei Jahren: 
•• eine Vorsitzende bzw. 

ein Vorsitzender 
•• zwei stellvertretende Vorsitzende 
•• eine Schatzmeisterin bzw. 

ein Schatzmeister 

Zudem werden folgende Ämter neu 
gewählt: 
•• zwei Kassenprüfer sowie deren 

Stellvertreter 
•• vier zusätzliche Mitglieder des 

Finanzausschusses sowie deren 
Stellvertreter 

•• vier ordentliche Mitglieder des 
Schlichtungsausschusses sowie 
deren Stellvertreter 

(s. Satzung des PhV BW in der Fassung 
vom 6. Juli 2018, § 13 (7) und Wahlord-
nung des PhV BW §§ 1 Nr. 5, 3 (1), 4 (2) 
und (4)). 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass die 
Amtszeit der bei der VV 2021 gewähl-

ten Mitglieder des Landesvorstands 
satzungsgemäß im Jahr 2023 endet 
(s. Satzung des PhV BW in der Fassung 
vom 6. Juli 2018, § 25 (1)). 
 
Der Wahlleiter und ein Wahlaus-
schuss werden vor der Vertreterver-
sammlung vom Landesvorstand be-
stimmt. 
 
Kandidatenvorschläge sind 
•• schriftlich zu richten: 

An den Wahlleiter für die PhV-inter-
ne Wahl am 2. Juli 2021 in Fellbach 
über den Leiter der Landesgeschäfts-
stelle | Alexanderstraße 112 | 
70180 Stuttgart 

 
•• oder: mündlich in der Vertreter- 

versammlung vorzubringen. 
 

Steffen Kottmann, Landesgeschäftsstelle



von Martina Scherer 
Vorsitzende der JuPhi 
Baden-Württemberg

                                

Junge Philologen
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Frühjahrsklausur – wieder mal digital 
»Digitaler Unterricht bedeutet für 
mich … 
… ein (fast) engerer Kontakt zu den 

Schülerinnen und Schülern, da 
man sehr viele persönliche Nach-
richten zusätzlich schreibt.« 

… helfen bei Verbindungsproblemen 
und Stille hinter dem Bildschirm.« 

… ein aktueller Hype, die späteren 
Lösungen liegen in einem gesun-
den Mittelweg.« 

… Verbindungsprobleme online heu-
te, hatten wir früher an der Schule 
mit dem Beamer.« 

… Chance und Herausforderung zu-
gleich.« 

… , dass meine Schüler und ich den 
ganzen Tag am PC sitzen.« 

… eine gute Alternative zum Dauer-
frieren im Klassenzimmer und 
eine tolle Chance, anderen Unter-
richt auszuprobieren. Unterm 
Strich mehr Vorteile als Nach-
teile.« 

… nicht nur Videokonferenzen, son-
dern eine gesunde Mischung aus 
synchron und asynchron geplanten 
Einheiten.« 

Das war der Einstieg in die digitale 
Klausurtagung im Frühjahr, zu der 
Martina Scherer, die Landesvorsitzen-
de der JuPhi, am Samstag, dem 
6. Februar, eingeladen hatte. 

Das Format kommt gut an bei den 
JuPhi – Fahrtwege fallen weg, das 
spart nicht nur Geld, sondern auch 
Zeit, die für die Familie bleibt. Und 
die Hürde, um neu einzusteigen, ist so 
auch relativ niedrig. Für die Zukunft 
unterstützen die JuPhi jede Art von 
hybriden oder digitalen Veranstaltun-
gen, auch wenn man vor technischen 
Ausfällen nicht gefeit ist und selbst an 
einem Samstagmorgen die Verbin-
dung schlecht sein kann, wenn die 
Nachbarn die Daten durch Streaming-
dienste ’absaugen’. Dennoch wird dies 
in den Augen dieses Arbeitskreises 
die Arbeitsform der Zukunft sein.  

Nach dem Bericht der Vorsitzenden 
knüpfte sich das Grußwort von Ralf 
Scholl an. Auch die einzelnen Bezirke 
haben immer ihren festen Platz in die-
ser Veranstaltung. In Südwürttem-
berg, bei Pascal Maucher und Maxi-
milian Röhricht, wird eifrig an Pod-

casts gearbeitet. Stephanie Gutgsell 
und Cara Römelt organisieren die 
Reihe ’JuPhis testen’ in Südbaden. In 
Nordwürttemberg mit Laura Schön-
felder wird an digitalen Treffen mit 
JuPhi aus den Bezirken gearbeitet. 
Mathias Fuchs und Martina Scherer 
aus Nordbaden arbeiten an den Vi-
deos für den Verband.  

Das sind nur einzelne Schwerpunk-
te der Bezirke. Alle sind intensiv da-
bei, sich für den Philologenverband 
einzusetzen und ihn in der Öffentlich-
keit zu repräsentieren. 

Gemeinsam wurden auf der Klau-
sur dann auch in den Breakout-Räu-
men von BigBlueButton Zukunftsplä-
ne geschmiedet. Es wurde überlegt, 
wie man die gemeinsame Arbeit effi-
zienter gestalten könnte, zum Beispiel 
über die Nutzung einer Cloud oder ei-
nes Forums und nicht (nur) über das 
gemeinsame Bearbeiten von Mails. 
Hier wurden verschiedene Möglich-
keiten erörtert. Ebenso war die inhalt-
liche Planung des Bodenseetreffens 
ein Tagesordnungspunkt. 

Die Belastung des aktuellen Schul-
jahres spüren alle sehr, daher wird es 
erst wieder im Herbst am Vorabend 
des Bodenseetreffens eine Klausur in 
Präsenz geben. Man einigte sich da-
rauf, sich in der Runde der Vorsitzen-
den und Stellvertreterinnen und Stell-
vertreter im April zu einem digitalen 
Vorbereitungstreffen für die ’große’ 
Klausur im September zu treffen. 

Hier gleich für alle JuPhi im Ver-
band: 

Freitag, 24. September 2021 und 
Samstag, 25. September 2021, JuPhi-
Klausur im Rahmen des Bodensee-
treffen, dieses Jahr in Singen. 

Wir hoffen sehr, dass dieses Treffen 
in Präsenz stattfinden kann, und wür-
den uns über viele Anmeldungen rie-
sig freuen! 

Tragt Euch gleich den Termin ein. 
Werde gern Mitglied in unserer 

Threema-Gruppe (einfach Mail an 
martina.scherer@phv-bw.de). 

Abonniere unseren JuPhi Insta-
gram Account: juphi_bw 

#juphi_bw #bbwjugend

>>>> Die Teilnehmer 
der Klausur
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Digitales Treffen der JuPhi mit 
dem Bildungsausschuss der CDU 

GG
leich zu Beginn des Jahres, am 18. 
Januar 2021, trafen sich aus dem 
Kreis der JuPhi einige Vertrete-

rinnen und Vertreter mit Karl-Wil-
helm Röhm und Dominik Ohly – beide 
aus dem Bildungsausschuss der CDU. 

Das Hauptthema war die Lehrer-
ausbildung, nicht nur unter dem 
Blickwinkel von Corona, sondern 
auch unabhängig von der Pandemie. 

Es ging insbesondere um den Vor-
bereitungsdienst und das Praxissemes-
ter. Bei letzterem wurde die Frage 
erörtert, an welcher zeitlichen Stelle 
im Studium dieses besser verankert 
werden könnte. 

In der Pressemitteilung der JuPhi 
vom 28. Januar 2021 wurden einige 
Punkte des Gesprächs aufgenommen: 
••  Alle Referendarinnen und Referen-

dare sollten eine unbürokratische 
Verlängerungsmöglichkeit des Vor-
bereitungsdienstes unter Fortzah-
lung der Bezüge und unter Beibe-
haltung der Beihilfeansprüche von 
mindestens drei Monaten erhalten. 

••  Die jungen Lehrkräfte sollen ent-
weder mit Dienst-Notebooks ausge-
stattet werden oder es soll wahlwei-
se einen Zuschuss in der entspre-
chenden Höhe geben. 

••  Es sollte überlegt werden, ob ein Teil 
der Ausbildung nicht der Situation 

angepasst werden könnte, zum Bei-
spiel könnte die DUE (Dokumentier-
te Unterrichtseinheit) durch mehr be-
gleiteten Unterricht ersetzt werden. 

••  Zusätzliche Kapazitäten, die eine in-
tensivere Betreuung und Ausbil-
dung der Referendarinnen und Re-
ferendare ermöglichen, sind nötig. 

••  Unterstützungsangebote für Berufs-
einsteiger, die ihr Referendariat 
während der Corona-Pandemie ab-
solviert haben, sind sinnvoll. 

••  Die Implementierung von Unter-
richtsmethoden, die dem digitalen 

Unterricht angepasst sind, ist in al-
len Fächern notwendig. 

••  Das Referendariat sollte wieder auf 
24 Monate verlängert werden. 

Im Verlauf des Gesprächs zeigte sich 
auch, dass es zusätzliche Angebote im 
Referendariat geben sollte: 
••  wöchentliches Sprechtraining 
••  Vortragstraining 
••  Konferenzmanagement 
••  Klassenlehrermanagement 
••  Persönlichkeitsfindung 
All diese Punkte sollten über eine län-
gere Zeit – und nicht nur wie bisher 
als einmaliges Modul zu eineinhalb 
Stunden – angeboten werden. 

Auch die Stärkung der einstündigen 
Fächer wurde in den Blick genom-
men. Die traditionellen Fächer, die 
oftmals durchaus die geforderten 
Kompetenzen der neu eingeführten 
Fächer bedient haben, dürfen nicht 
einfach verdrängt werden. 

Weitere Themen waren: 
••  ein gestaffelter Einstieg bei vollen 

Bezügen für junge Lehrkräfte, 
••  die Einstellungssituation ab dem 1. 

August, 
••  die Absenkung des Klassenteilers, 
••  die Absenkung des Deputats, 
••  mehr A 14-Stellen, 
••  der Ausbau der Schulleitungsteams 

mit mehr A 15-Stellen 
••  sowie die Lehrerfortbildung. 
Wir hoffen auf ein baldiges Treffen 
nach der Landtagswahl, um weiter 
dranzubleiben. 

Martina SchererMartina Scherer

>>>> Die JuPhi beim digitalen Austausch

Eine neue Interessengruppe im PhV startet jetzt 
Interner Austausch unter Schulleitungen und Stellvertretenden Schulleitungen   

DD ie tägliche Arbeit ist für Schulleitungen schon immer anspruchsvoll gewesen, aber mit den 
ständig wechselnden Voraussetzungen und Vorgaben des Kultusministeriums im Verlauf 

der Pandemie werden viele Schulleiterinnen und Schulleiter und genauso ihre Stellvertretungen 
über alle Maßen gefordert. Vorher noch nie dagewesene Arbeitsweisen und Regelungen halten 
in den Schulen Einzug. Da kann es sehr hilfreich sein, wenn sich Interessierte mit Kolleginnen 
und Kollegen in derselben Situation austauschen können, in einer nicht zu großen, vertrauten 
Gruppe. Nicht jeder muss das Rad neu erfinden. Deshalb hat der Philologenverband auf Anre-
gung aus den eigenen Reihen eine interne Gruppe für interessierte Schulleitungen und stellver-
tretende Schulleitungen ins Leben gerufen, in der in zwangloser Weise, ohne Verpflichtung, ge-
genseitig Fragen, Tipps, Frust und Lösungswege besprochen werden können. Der Austausch 
läuft zunächst über eine gemeinsame Mailgruppe. Die Zukunft wird zeigen, wie das Projekt sich 
entwickelt und was daraus wird.   
Falls Sie sich als Schulleitung oder SL-Stellvertretung dafür interessieren, in diese Runde noch 
aufgenommen zu werden, melden Sie sich bitte bei der stellvertretenden Landesvorsitzenden 
Karin Fetzner (karin.fetzner@phv-bw.de). Karin Fetzner



von Karin Fetzner 
stellvertretende Vorsitzende des Philo-
logenverbandes Baden-Württemberg

Stufenpersonalräte-Konferenz
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Premiere: Die jährliche PhV-Stufenpersonalräte-
Konferenz im Onlineformat 

DD
ie PhV-Fraktionen der Bezirks-
personalräte und des Hauptper-
sonalrats Gymnasien treffen 

sich jedes Jahr zur Schulung und 
zum gegenseitigen Austausch über 
die gerade brennenden Themen in 
der Personalvertretung. Durch die 
Pandemie-Situation konnte diese 
wertvolle Tradition nicht in der übli-
chen Präsenzsitzung stattfinden, aber 
ein Ersatz wurde gefunden, und so 
saßen am 5. Februar 2021 alle vor ih-
ren Bildschirmen. Dank Alfaview 
konnte man sich als Gruppe fühlen 
und alle anderen Teilnehmer sehen, 
außer denjenigen, die ihre Kamera 
aus persönlichen oder verbindungs-
technischen Gründen ausgeschaltet 
hatten (siehe Foto). 

Zuerst informierte Jörg Sobora als 
HPR-Vorsitzender ausführlich über 
die Beteiligungsrechte der Personal-
vertretungen in Corona-Zeiten, weil 
hier von übergeordneten Stellen, sei-
en es Schulleitungen, Schulverwaltung 
oder Kultusministerium, in der letzten 

Zeit sehr oft die Mitwirkungsrechte 
übergangen worden waren. Auch die 
speziellen Besonderheiten durch den 
erzwungenermaßen häufigen Einsatz 
von Online-Formaten bei Bewer-
bungsgesprächen, Unterricht und 
Konferenzen wurden angesprochen. 
Klassische Themen wie Einstellung 
und Beförderung waren wie immer 
auch mit dabei. 

Ein spezieller Fokus wurde auf die 
strittigen Punkte zwischen KM und 
HPR gelegt, die noch nicht geklärt 
sind, zum Beispiel Einsatz von Rück-
kehrern aus dem Grundschuldienst 
oder Abiturregelungen. 

Die Spezialistin für Arbeitnehmer-
fragen, Uschi Kampf, erläuterte die 
neuesten Entwicklungen in ihrem Be-
reich, beispielsweise die Verlängerung 
der Möglichkeit zur Altersteilzeit für 
schwerbehinderte angestellte Lehr-
kräfte oder die neuen Chancen zur 
Entfristung von Verträgen bei Nicht-
erfüllern. 

Den Abschluss bildete ein Einblick 
in die Praxis der Rechtsberatung 
beim Philologenverband, den Ralf 
Scholl als Landesvorsitzender gab, 
und in dem er besonders auf die typi-
schen Fragen und Antworten abhob, 
die von den Mitgliedern oft gestellt 
werden. 

Die Teilnehmer dankten am Ende 
den Vortragenden für die vielen hilf-
reichen Erkenntnisse, die in kompri-
mierter Form auf diesem Weg vermit-
telt wurden. Nur der direkte Aus-
tausch mit Diskussion wurde vermisst, 
was wieder zeigte, dass Präsenz doch 
Vorteile gegenüber den digitalen 
Treffen aufweist.

>>>> PhV-Stufenpersonalrätekonferenz für BPR- 
und HPR-Mitglieder am 5. Februar 2021 
Erstmalig als Online-Veranstaltung mit 25 Teilnehmern 
Leitung: Jörg Sobora (HPR-Vorsitzender) 

und Uschi Kampf (Arbeitnehmerfragen) Die geballte Menge an Informationen kam bei den Teilnehmern gut an, 
eine offene Diskussion war durch das Online-Format leider schwieriger als in Präsenz.



Bezirk Südwürttemberg
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Personalratsarbeit in Pandemiezeiten 
ÖPR-Schulung im Online-Format 

EE
ine gelungene Mischung aus 
Grundschulung und aktueller 
Fortbildung rund um das Pande-

miethema ist dem Bezirksvorstand 
Südwürttemberg mit der Organisation 
einer ÖPR-Schulung im Online-For-
mat geglückt. Die rund zwanzig Teil-
nehmer zeigten sich hochzufrieden 
und bedankten sich für die wertvolle 
Unterstützung bei ihrer Personalrats-
arbeit vor Ort. 

Die ursprünglich für den 12. und 13. 
November 2020 geplante ÖPR-Schu-
lung musste in letzter Minute ange-
sichts massiv steigender Infektions-
zahlen abgesagt werden. Trotz oder 
vielleicht sogar wegen der Pandemie 
hatten sich sehr viele örtliche Perso-
nalrätinnen und Personalräte für die 
PhV-Schulung angemeldet, die seit 
Jahren einen sehr guten Ruf hat. Ob-
wohl gemeinsam mit dem Bildungs-
haus Untermarchtal ein ausgefeiltes 
Hygienekonzept erarbeitet worden 
war, ließ die Entwicklung der Pande-
mie eine sichere Durchführung der 
Fortbildung zum geplanten Termin 
nicht mehr zu, die Absage erfolgte mit 
nur wenigen Tagen Vorlauf. 

Der Bezirksverband Südwürttem-
berg entschied sich schließlich dafür, 
die Grund- und Aufbauschulung auf 
einen Tag zu kürzen und im Online-
Format anzubieten. Da der zwanglose 

Austausch in den Pausen und die Ver-
netzung der örtlichen Personalräte 
untereinander dabei nur sehr einge-
schränkt oder gar nicht möglich sind, 
stets aber einen sehr wichtigen Teil 
dieser Schulungen ausmachen, war 
von vorneherein klar, dass auch ein 
Teil der Attraktivität dieser Veran-
staltungen verloren gehen würde. Au-
ßerdem waren viele Lehrkräfte wegen 
des Homeschoolings extrem belastet, 
zahlreiche davon als Eltern gleich 
doppelt, weshalb die Anmeldezahlen, 
wie zu erwarten war, deutlich niedri-
ger ausfielen als für die abgesagte Prä-
senzveranstaltung. 

Dennoch musste unbedingt zeitnah 
eine Möglichkeit gefunden werden, 
neuen Personalrätinnen und Personal-
räten eine Grundschulung zu ermögli-
chen und auch erfahreneren Personal-
ratsmitgliedern wertvolle Informatio-
nen rund um die Pandemiesituation 
zukommen zu lassen. Dass dies dem 
Team rund um Cord Santelmann sehr 
gut gelungen ist, zeigen die Rückmel-
dungen der Teilnehmerinnen und 
Teilnehmer am Ende der Tagung. 

Sie lobten einerseits die Grund-
schulung, die vom Bezirksvorsitzen-
den Cord Santelmann mit Unterstüt-
zung der Mitglieder der PhV-Fraktion 
im BPR, Regina Hoch-Veser, Dieter 
Grupp und Andreas Müller, durchge-

führt wurde, als nicht nur umfassende 
und sehr anschauliche Einführung in 
die Personalratsarbeit, sondern auch 
als wertvolle Auffrischung von bereits 
Bekanntem und Ideengeber für die 
weitere Professionalisierung der 
ÖPR-Arbeit. 

Andererseits zeigten sich die Teil-
nehmer auch sehr begeistert von den 
zahlreichen Informationen aus dem 
HPR, die dessen Vorsitzender Jörg 
Sobora aus erster Hand liefern konn-
te. Dabei standen die ganzen Themen 
rund um Corona und die Auswirkun-
gen der politischen Entscheidungen 
auf die Schulen und die Personalrats-
arbeit im Fokus seiner Ausführungen. 
Insofern war die diesjährige ÖPR-
Schulung noch wesentlich aktueller 
als sonst und kann in den teilnehmen-
den Schulen unmittelbar umgesetzt 
werden. 

In beiden Themenblöcken kam im-
mer wieder zur Sprache, wie wesent-
lich und zum Wohle aller eine gute 
Zusammenarbeit der Personalvertre-
tungen mit den Dienststellenleitungen 
auf jeder Stufe ist, dass dies aber auf 
allen Stufen nicht immer so möglich 
ist, wie es wünschenswert wäre. Beste-
hende Konflikte und ihre Lösungs-
möglichkeiten wurden besprochen. 
Abgerundet wurde die Veranstaltung 
von der PhV-Arbeitnehmervertrete-
rin im BPR, Ursula Dingler, die über 
Aspekte der Arbeitnehmervertretung 
in der Personalratsarbeit referierte. 

Als Folgeveranstaltung wünschten 
die Teilnehmer eine halbtägige Fort-
bildung, in der zuvor eingereichte 
Fallbeispiele diskutiert und im Hin-
blick auf die Handlungsmöglichkeiten 
der örtlichen Gremien analysiert wer-
den. Der Bezirksvorstand hat mit den 
Planungen hierfür bereits begonnen. 
Zudem wünschen sich sowohl die 
Veranstalter als auch die Teilnehmer 
wieder Präsenzfortbildungen, deren 
Mehrwert dann, wenn es endlich wie-
der möglich ist, bestimmt ganz beson-
ders geschätzt werden wird. 

Andreas MüllerAndreas Müller

>>>> Mitglieder des 
Bezirksvorstands 
PhV-Südwürttem-
berg informieren 
über die Stufen-
vertretungen



Thema aktuell 
heute: SPD

II
n den letzten zwölf Monaten sind die 
Defizite unseres Schulsystems offen 
zu Tage getreten: Lehrkräftemangel, 

fehlende Differenzierungsmöglichkei-
ten, keine digitale Bildungsplattform, 
keine funktionierende Weiterbildung 
für die Lehrkräfte, keine professionelle 
IT-Administration. Davon beschäftigen 
uns einige schon länger und sind struk-
tureller Natur, andere sind hausgemacht 
in den letzten fünf Jahren. Die Gefah-
ren, die in diesen Defiziten liegen, sind 
Brüche in der Bildungsbiografie unserer 
Schülerinnen und Schüler, noch lange 
anhaltende Belastungen für unser 
Schulsystem, sprich Lehrkräfte und 
Schulleitungen, und nicht zuletzt das 
stärkere Auseinanderklaffen der Bil-
dungsschere und der drohende soziale 
Abstieg jener Schüler, die auch zuvor 
schon mehr Unterstützung gebraucht 
hätten. 

Da Präsenzunterricht in den letzten 
Monaten immer wieder nicht möglich 
war und auch in den nächsten Wochen 
und Monaten nur unter Einhaltung ei-
nes ausreichenden Gesundheitsschutzes 
angeboten werden sollte, kam und 
kommt dem Fernunterricht und der Di-
gitalisierung der Schulen eine besondere 
Bedeutung zu. Wir müssen die Chance 
jetzt ergreifen und unsere Schulen fit für 
das 21. Jahrhundert machen. 

Ich bezweifele, ob es in dieser Situati-
on hilfreich ist, zum Beispiel einen Test 
mit MS 365 laufen zu lassen, dessen Er-
gebnis wir uns jetzt schon denken kön-
nen. Der Abfluss von Daten, deren 
Weiterverarbeitung und Weiterverwer-
tung wird nicht abschließend geklärt 
werden können. Damit werden wir nach 
monatelanger Testung wieder am An-
fang stehen. Nämlich, ob wir uns für ein 
globales, günstiges, konfektioniertes, 
aber datenunsicheres Produkt entschei-

vorbereitet zu sein. Pandemien verlau-
fen nun mal in Wellen. Einiges davon 
wurde mittlerweile auf Betreiben des 
Bundes mit zusätzlichen Digitalpakt-
Mitteln umgesetzt und die Endgeräte für 
Lehrkräfte kommen hoffentlich auch 
noch. Ein kostenloses Messengersystem, 
mit dem Lehrkräfte, Schüler sowie El-
tern kommunizieren können, gibt es im-
mer noch nicht. Manche Schulen waren 
hier in Eigenregie schon vor Corona 
weiter. Eine Forderung wie die 1Gbit/ 
Sek-Leitung für alle Schulen kann nicht 
von heute auf morgen umgesetzt wer-
den. Aber wir müssen uns anstrengen, 
sie so schnell wie möglich umzusetzen. 

Zusammengefasst heißt das, wir brau-
chen allein beim Thema Digitalisierung 
deutliche Investitionen in den Bildungs-
bereich. 

Zudem müssen wir den Blick jetzt da-
rauf richten, wie wir die Corona-beding-
ten individuellen Förderbedarfe der 
Schüler ermitteln und bedienen. Mit 
dem ’Schutzschirm für Schülerinnen 
und Schüler’ hat die SPD auch hierzu 
ein Papier vorgelegt, das sowohl mehr 
Spielraum für die Schulleitungen vor 
Ort als auch mehr Personal fordert. 
Aber auch bei der großen Aufgabe der 
individuellen Förderung müssen wir die 
Chancen der Digitalisierung nutzen, 
zum Beispiel bei den Lernstandserhe-
bungen und den zur Verfügung zu stel-
lenden individuellen Fördermaterialien. 
Es darf aber nicht passieren, dass die 
Schüler die Fördermaterialien auf ihre 
Tablets bekommen und diese dann noch 
zusätzlich und neben dem Unterricht 
ohne Hilfe abarbeiten müssen. Hierfür 
brauchen wir Konzepte, wie dieses För-
dern in den Unterricht integriert wer-
den kann, und wir brauchen mehr Zeit, 
wie sie die Umsetzung der Wahlfreiheit 
zwischen G8 und G9 bieten würde.

von Dr. Stefan Fulst-Blei, 
MdL

Zur Bedeutung der Digitalisierung für die Schulen 
in und nach der Pandemie

den oder für eine Open-Source-Lösung, 
mit der die Daten sicher sind, in die wir 
aber noch viel Arbeit und Geld werden 
reinstecken müssen. 

Die SPD hat schon 2018 ein Konzept 
für die Digitalisierung der Schulen vor-
gelegt, das wir im Februar 2020, also vor 
der Pandemie, noch einmal überarbeitet 
haben. Es war schon damals klar, dass 
die Landesregierung dauerhaft in die Fi-
nanzierung der Digitalisierung der 
Schulen investieren muss und nicht im-
mer nur auf die Kommunen verweisen 
darf. Es war schon damals klar, dass es 
Strukturen braucht, die digitale Kompe-
tenz an den Schulen zu nutzen und zu 
erweitern. Wir haben hierfür das ’Ler-
nende Kollegium 4.0’ vorgeschlagen 
und einen Innovationsfonds ’Digitale 
Zukunftswerkstatt Schule’, um die Po-
tentiale digitaler Bildung für besseren 
Unterricht zu erschließen. 

Jetzt wissen wir: Es braucht an jeder 
oder zumindest für jede Schule eine IT-
Fachkraft. Über deren Finanzierung 
müssen sich Land und Kommunen einig 
werden, je zur Hälfte wäre ein Vor-
schlag. 

Mit dem Voranschreiten der Pande-
mie wurde immer deutlicher, was die 
Schulen brauchen, um auch längere Pha-
sen des Fernunterrichts erfolgreich zu 
bewältigen. Mit ’Das krisenfeste Klas-
senzimmer’ hat die SPD schon Anfang 
Juni angemahnt, auf die zweite Welle 
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DD
as Kultusministerium hat die For-
derung des HPR Gymnasien nach 
freiwilligen, symptomunabhängi-

gen Testungen für Lehrkräfte aufge-
griffen und sich erfolgreich beim Sozial-
ministerium dafür eingesetzt, dass das 
anlasslose Testangebot für das Perso-
nal an Schulen deutlich ausgeweitet 
wird. Die freiwillige Testmöglichkeit wur-
de ab dem 22. Februar auf zwei anlass-
lose Testoptionen pro Woche bis vorerst 
einschließlich 31. März 2021 ausgewei-
tet. Die Testungen werden mittels Anti-
gen-Test durchgeführt. Die Testungen 
können in den etablierten Strukturen 
der Kassenärztlichen Vereinigung Ba-
den-Württemberg wie Haus- oder Fach-
arztpraxen sowie Corona-Schwerpunkt-
praxen und in Apotheken, die die Durch-
führung von Antigenschnelltests anbie-
ten, durchgeführt werden. Tests können 
auch durch ergänzende kommunale An-
gebote (stationär oder mobil) ermöglicht 
werden. Corona-Schnelltests können 
auch direkt an Schulen durchgeführt 
werden. In diesen Fällen ermöglichen 
Schulen diese Testungen unter Anlei-
tung von geschultem Personal. Eine 
Testmöglichkeit mittels PCR-Test ent-
fällt für die prophylaktische Testung. 

Die Kosten der Testungen im Rahmen 
der Teststrategie des Landes für Schu-
len, die über die Verordnung des Bundes 

zu Testungen hinausgehen, werden vom 
Land getragen. Hierfür sind Abrech-
nungsmöglichkeiten der vertragsärztli-
chen Strukturen sowie der Apotheken-
strukturen mit dem Land auf vertragli-
cher Basis eingerichtet. Da es anfänglich 
(bei den PCR-Tests) immer wieder Berich-
te gab, dass einige Ärzte Lehrkräften die 
Testungen in Rechnung stellten, sollte 
bei Bedarf darauf verwiesen werden. 

Um die Berechtigung zur Nutzung 
dieses Testangebots gegenüber der 
durchführenden Stelle nachweisen zu 
können, sind die Schulen gebeten, ih-
rem Personal auf Wunsch eine Berech-
tigung auszustellen. 

Die Gesundheitsministerkonferenz 
hat am 22. Februar 2021 entschieden, 
dass bestimmte Lehrerinnen und Leh-
rer, Erzieherinnen und Erzieher sowie 
die weiteren Beschäftigten in den Erzie-
hungseinrichtungen zwischen 18 und 
64 Jahren aus der Stufe 4 der STIKO-
Empfehlungen in die Stufe 2 vorgezo-
gen werden. Das Land Baden-Württem-
berg geht über diesen Grundsatzbe-
schluss der Gesundheitsministerkonfe-
renz noch etwas hinaus und bietet al-
len Lehrerinnen und Lehrern die 
Möglichkeit zur Impfung. 

Zur Zeit des Redaktionsschlusses die-
ser GBW-Ausgabe waren unter anderem 
Personen zwischen 18 und 64 Jahren, 

die als Schullehrkräfte/Mitarbeitende 
an Schulen tätig sind, impfberechtigt. 

Die eigentliche und ausschlaggeben-
de Prüfung der Impfberechtigung erfolgt 
vor Ort im Impfzentrum. Ein Nachweis 
über die Berechtigung ist dort zwingend 
erforderlich. Hier ist ein Nachweis über 
das Arbeitsverhältnis und ggf. die aus-
geübte Tätigkeit notwendig. 

Der HPR Gymnasien hat verständli-
cherweise viele Anfragen von Lehrkräf-
ten bekommen, die älter als 64 Jahre 
sind und anfänglich von der Möglich-
keit, sich impfen zu lassen, ausge-
schlossen waren. Dies lag hauptsäch-
lich daran, dass der AstraZeneca-Impf-
stoff nicht für diese Altersgruppe zuge-
lassen war. Der HPR Gymnasien hat so-
fort das Kultusministerium gebeten, 
sich beim Ministerium für Soziales und 
Integration dafür einzusetzen, dass alle 
Lehrkräfte, unabhängig vom Alter so-
fort einen Impftermin vereinbaren und 
sich impfen lassen können. Nach Auf-
fassung des HPR Gymnasien ist dies 
die notwendige Geste der Wertschät-
zung der Arbeit dieser Lehrkräfte, die in 
diesem Alter ohnehin einer Risikogrup-
pe angehören und oftmals ihren Prä-
senzdienst aus Pflichterfüllung leisten 
oder freiwillig ihren Dienst verlängern, 
weil sie mithelfen wollen, die Unter-
richtsversorgung zu sichern. >>>>

Corona als Dauerthema 
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Das Kultusministerium hat diese An-
regung aufgenommen und sich dafür 
eingesetzt. 

Aus organisatorischen Gründen ist 
es nicht immer möglich, dass den Lehr-
kräften ihr lmpftermin außerhalb des 
Schul- bzw. des Unterrichtsbetriebs an-
geboten werden kann. Die Schulen 
sind deshalb gehalten, sich möglichst 
flexibel zu zeigen. Sie sollen ihre Lehr-
kräfte beim Vorliegen von lmpftermi-
nen während der Unterrichtszeit groß-
zügig vom Dienst freistellen. Ausge-
schlossen von der Freistellung bleiben 
dabei die Prüfungstermine. Auch ist zu 
beachten, dass das Impfen und die 
notwendige An- und Abreisezeit keine 
Arbeitszeit und auch keine Dienstreise 
darstellen. 

Hinsichtlich der Mehrarbeit und der 
Mehrbelastung der Lehrkräfte durch 
die Coronapandemie fordert der HPR 
Gymnasien nach wie vor eine entspre-
chende Vergütung bzw. Entlastung an 
anderer Stelle bzw. notfalls zu einem 
späteren Zeitpunkt. 

Ist eine Dienstbefreiung innerhalb ei-
nes Schuljahres aus zwingenden dienst-
lichen Gründen nicht möglich, kann un-
ter den Voraussetzungen von § 65 Lan-
desbesoldungsgesetz Baden-Württem-
berg Mehrarbeit vergütet werden. 

Mehrarbeit im Schuldienst liegt dann 
vor, wenn von einer Lehrkraft auf An-
ordnung oder mit Genehmigung über 
die sich aus Rechts- und Verwaltungs-
vorschriften oder Verwaltungsakten er-
gebende individuelle Pflichtstunden-
zahl hinaus Unterricht erteilt wird. 

Wie beim Einsatz von Lehrkräften als 
Tutoren bzw. beim Einsatz im Präsenz- 
und im Fernunterricht ist dies auch 
beim Einsatz von Lehrkräften in der 
Notbetreuung im Einzelfall zu prüfen. 

Es hängt von der konkreten Organi-
sation und Situation vor Ort sowie von 
der jeweiligen Zusammensetzung der 
Schülergruppen ab, ob es sich bei der 
Notbetreuung um Unterricht, eine un-
terrichtsähnliche Tätigkeit oder eine 
bloße Betreuung im Sinne einer Auf-
sichtsführung handelt. Die Beurteilung 
dieser Frage erfolgt vor Ort durch die 
Schulleitung. Wenn in der Notbetreu-
ung regelmäßig Lernmaterialien aus 
dem Fernlernen bzw. Fernunterricht be-
handelt werden, dann kann pauschal 

davon ausgegangen werden, dass es 
sich um Unterricht handelt. 

Für Tätigkeiten, die keinen Unterricht 
darstellen (zum Beispiel Erledigung von 
Verwaltungsarbeit, bloße Beaufsichti-
gung einer Klasse ohne Unterrichtser-
teilung, Teilnahme an Lehrerkonferen-
zen etc.), kann keine Mehrarbeitsvergü-
tung gewährt werden. Soweit es sich 
nicht um Unterricht handelt, ist § 1 Abs. 
2 Lehrkräfte-ArbeitszeitVO zu beachten. 

Der HPR Gymnasien bekommt wei-
terhin Anfragen, ob es möglich ist, dass 
Lehrkräfte im Sinne des Gesundheits-
schutzes der Schülerinnen und Schüler 
und ihres eigenen Gesundheitsschut-
zes (Verringerung einer eventuellen An-
steckungsgefahr) Schüler, die keinen 
Mund-Nasen-Schutz tragen, mit ent-
sprechendem Mindestabstand im 
Klassenzimmer platzieren dürfen. Des-
halb hier erneut die Aussagen des Kul-
tusministeriums zu diesem Thema: 

Das Kultusministerium stützt die Auf-
fassung des HPR Gymnasien, dass dies 
zumutbar und somit möglich sei. In der 
Abwägung einer eventuellen Benachtei-
ligung dieser Schüler und dem berech-
tigten Interesse der gesundheitlichen 
Unversehrtheit der anderen Schüler 
und Lehrkräfte, sei dies zulässig. 

Der HPR Gymnasien hat das Kultus-
ministerium außerdem wiederholt da-
rum gebeten, Richtlinien für Webkon-
ferenzen und Streaming aufzustellen. 
Es gibt nach wie vor eine Vielzahl offe-
ner Fragen, die mit diesem Themenbe-
reich verbunden sind. 

Der Hauptpersonalrat Gymnasien 
hat bereits Anfragen bekommen, ob es 
stimme, dass die Zuweisung der För-
dermittel für dienstliche Endgeräte für 
Lehrkräfte an die Schulträger auf Ba-
sis von Vollzeitäquivalenten erfolge, 
und ob es sein könne, dass eventuell 
nicht alle Lehrkräfte mit Endgeräten 
ausgestattet werden. Auf Nachfrage 
des HPR Gymnasien informierte das 
Kultusministerium folgendermaßen: 

Im Rahmen des Programmes ’Leihge-
räte für Lehrkräfte’, stellt der Bund den 
Ländern einmalig 500 Millionen Euro 
zur Verfügung, von denen Baden-Würt-
temberg nach dem Königsteiner Schlüs-
sel rund 65 Millionen erhält. Es erwei-
tert den DigitalPakt Schule auf ähnliche 
Weise wie das Zusatzprogramm ’Admi-

nistration’ und das Sofortausstattungs-
programm für Schülerendgeräte. Die 
Fördergelder ersetzen nicht die Investi-
tionen der Schulträger, sondern ergän-
zen diese, denn für die sachliche Aus-
stattung der Schulen sind in erster Linie 
die Schulträger verantwortlich. 

Um eine angemessene Verteilung 
der vom Bund bereitgestellten Mittel zu 
gewährleisten, die die tatsächlichen 
personellen Ressourcen der Schulen 
im Verantwortungsbereich eines Schul-
trägers abbildet, nutzt der gewählte 
Schlüssel bei der Berechnung die An-
zahl der an einer Schule für die Unter-
richtsversorgung notwendigen Vollzeitä-
quivalente im Verhältnis zu deren Ge-
samtzahl an allen förderberechtigen 
Schulen. Insofern werden nicht Mittel 
für Geräte pro Kopf zugewiesen und 
die Verteilung der Leihgeräte erfolgt 
nicht nach dem Stundenumfang der 
Beschäftigung einer Lehrerin oder ei-
nes Lehrers, sondern nach dem tat-
sächlichen Gesamtumfang der perso-
nellen Ressourcen vor Ort. 

Die Schulträger entscheiden in Ab-
stimmung mit den Schulen selbst darü-
ber, welche Geräte zu welchem Preis 
angeschafft werden und ob – sofern 
der Bedarf es erfordert – die veran-
schlagten Ausgaben erhöht werden, in-
dem über die Fördermittel hinaus wei-
tere Gelder eingesetzt werden. Sie 
müssen die Fördermittel auch nicht 
entsprechend des rechnerisch ermittel-
ten Budgets je Schule einsetzen. So 
können zum Beispiel Schulen, die noch 
über wenige oder keine Leihgeräte für 
Lehrkräfte verfügen, priorisiert ausge-
stattet werden. 

Der Hauptpersonalrat Gymnasien rät 
deshalb allen örtlichen Personalräten, 
zusammen mit den jeweiligen Schullei-
tungen bei den Schulträgern klug zu 
verhandeln, damit die Ausstattung der 
Lehrkräfte mit dienstlichen Endgeräten 
zur Zufriedenheit aller Beteiligten ab-
läuft und auch wirklich jede Lehrkraft, 
die dies wünscht, unabhängig von ih-
rem individuellen Deputatsumfang ein 
Gerät bekommt. Die Schulträger sollten 
davon überzeugt werden, dass es unter 
Umständen besser ist, etwas mehr 
Geld in diese Geräte zu investieren, da-
mit die Qualität und Funktionalität aus-
reichend sind.  Jörg Sobora



von Bernd Saur 
Ehrenvorsitzender des Philologen-
verbandes Baden-Württemberg

Europa
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Aufbau der 
Fachteamstruktur 

 

NN
ach wie vor ein Dauerthema ist die 
Umsetzung der neuen Fachteam-
struktur im Rahmen des Qualitäts-

konzeptes. Im Schuljahr 2020/2021 ist 
laut Michael Kilper (Abteilungsleiter III am 
ZSL) eine Parallelführung der alten Struk-
tur und eine Erprobungsphase der neuen 
vorgesehen. Im Rahmen der alten Struk-
tur sollen die Fachberater Unterrichtsent-
wicklung (FBU) wie bisher die anstehen-
den Fortbildungen planen und deren 
Durchführung sichern. Dafür sind mehre-
re Dienstbesprechungen vorgesehen, die 
ausschließlich für die Fortbildner*innen 
verpflichtenden Charakter haben. 

Parallel dazu soll die neue regionale 
Fachteamstruktur aufgebaut werden. Die 
regionalen Fachteams bestehen dabei 
aus den FBU’s und zusätzlich aus allen 
an den Seminaren in der Ausbildung täti-
gen Mitarbeiter*innen (Lehrbeauftragte, 
Fachleiter und Bereichsleiter). Für die re-
gionalen Fachteams sind pro Schulhalb-
jahr zwei zusätzliche Dienstbesprechun-
gen vorgesehen. Diese befassen sich je-
weils mit einer vom ZSL vorgegebenen 
Thematik, die sowohl für Ausbildner als 
auch für Fortbildner für die alltägliche Ar-
beit Relevanz besitzt. Beispielsweise sol-
len dort Fragen und Lösungsstrategien 
bezüglich einer Nachqualifizierung der 
von Corona betroffenen Referendarsab-
schlussjahrgänge in der Berufseingangs-
phase thematisiert werden. 

Insofern ein durchaus sinnvolles und 
schlüssiges Konzept. Soweit die Theo-
rie … 

Leider erreichen den HPR asB aber im-
mer wieder Meldungen, dass die Praxis 
in den regionalen Fachteams eine ande-
re ist: Vor Ort gibt es so gut wie keine Pa-
rallelführung. Die Dienstbesprechungen 
sind in der Regel für beide Personengrup-
pen verbindlich, beschäftigen sich aber 
meist ausschließlich mit Fragen der Fort-
bildung. 

Hier bedarf es einer dringenden Über-
prüfung der Kommunikationsstrukturen 
innerhalb des ZSL. Es kann nicht sein, 
dass die von der Leitungsebene kommu-
nizierte Struktur an den Stellen, wo sie 
umgesetzt werden müsste, oftmals gar 
nicht bekannt ist.

Michael Belz

Aktuelles aus dem HPR asB

Die Europäische Union am Jahresbeginn 2021: 
 

Stark gefordert, viel kritisiert, 
fest entschlossen 

Drei aktuelle Handlungsfelder, 
wie sie komplexer kaum sein könnten 

DD
ie Corona-Pandemie und ihre 
Überwindung überlagert wei-
terhin die anderen dringenden 

Themen, mit denen sich die EU zu 
beschäftigen hat und die sich alle-
samt als nicht weniger komplex er-
weisen. 

So gilt es derzeit auch, die Konse-
quenzen des Brexit im Blick zu be-
halten. Dass der Brexit für das Ver-
einigte Königreich gravierendere 
Folgen haben würde als für die EU, 
davon konnte und kann zurecht aus-
gegangen werden. Tonnen von ver-
derbendem Fisch in den LKW-Ko-
lonnen vor dem Eurotunnel warfen 
zu Jahresbeginn ein Schlaglicht da-
rauf, was der Brexit bedeutet. Der 
britische Premierminister bleibt sei-
nem Kurs des Ablenkens und 
Schönredens jedoch treu und wird 
in einer schonungslos offenen Stel-
lungnahme der früheren französi-
schen Botschafterin in London, Syl-
vie Bermann, vom 24. Februar 2021 
als notorischer Lügner bezeichnet, 
der keine Regeln akzeptiere und 
nach dem Prinzip »Der Zweck hei-
ligt die Mittel« denke und regiere. 
Sie prognostiziert, dass er die Folge-
kosten des Brexit verschleiern wer-
de, indem er sie der Corona-Be-
kämpfung zuordnen werde. Derweil 
geht der Ärger um Nordirland in die 
nächste Runde: Das mühsam ausge-
handelte Nordirland-Protokoll, das 

seit Jahresbeginn in Kraft ist, wird 
wieder in Frage gestellt. Laut dieser 
Vereinbarung gelten – zur Vermei-
dung eines Aufflammens alter Kon-
flikte – für Nordirland weiterhin die 
Regeln von EU-Binnenmarkt und 
Zollunion. Die dadurch entstandene 
Zollgrenze in der Irischen See sorg-
te zu Jahresbeginn nicht nur für lee-
re Regale in Nordirland, sondern 
für kaum bewältigbare bürokrati-
sche Auswüchse. Den Fauxpas der 
EU-Kommissionspräsidentin, näm-
lich Exportgenehmigungen für 
Impflieferungen aus der EU nach 
Belfast zu verlangen (rechtliche 
Grundlage war Artikel 16 des Nord-
irland-Protokolls) nahm Boris John-
son dankbar als Steilvorlage an, bot 
ihm dies doch eine willkommene 
Begründung dafür, seinerseits das 
Nordirland-Protokoll aufzuweichen. 
Mit den nordirischen Unionisten im 
Nacken drohte Johnson im Unter-
haus damit, seinerseits den Artikel 
16 zu ziehen, damit es »keine Hür-
den in der Irischen See« gebe. Diese 
Geschehnisse lassen unschwer er-
kennen, welches Konfliktpotenzial 
in der Nordirland-Frage steckt. 

Ein weiterhin schwelender Kon-
flikt betrifft die Frage der Rechts-
staatlichkeit in Bezug auf die beiden 
Mitgliedsstaaten Ungarn und Polen, 
die durch den für viele überfälligen 
Bruch der Fidesz-Partei von Victor 
Orban mit der christdemokratischen 
EVP-Fraktion im Europäischen 
Parlament erneut massiv in den Fo-
kus geraten ist. Orban nannte die 
EVP-Fraktion ein »Anhängsel der 
europäischen Linken« und kündigte 
an, die rechten Kräfte in Europa um 
sich zu sammeln. Als Kopenhagen-
Paradoxon wird bezeichnet, dass ein 
Staat für die Aufnahme in die >>>>
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EU bestimmte Beitrittskriterien erfül-
len muss, danach jedoch ein breiter Ge-
staltungsspielraum möglich scheint. Die 
Kernstandards der Gemeinschaft stel-
len überdies eine gewisse Grauzone 
dar. Der im September 2020 veröffent-
lichte Rechtsstaatsbericht der EU 
bleibt zunächst ebenfalls folgenlos. 
Zwar läuft gegen Ungarn wegen Ver-
stößen gegen EU-Grundwerte ein 
Rechtsstaatsverfahren nach Artikel 7 
der EU-Verträge, dieses wird sich je-
doch jahrelang hinziehen. Die Verzö-
gerungs- und Erpressungstaktik von 
Ungarn und Polen ist aufgegangen, und 
es zeigt sich sehr deutlich, dass der EU 
nur kleine Stellschrauben, nicht jedoch 
ein starkes Schwert zur Verfügung ste-
hen. 

In Polen regiert seit 2015 die natio-
nalkonservative PiS-Partei, die ver-
sucht, die Justiz, zum Beispiel bei der 
Richterernennung, unter Kontrolle zu 
bekommen. Der EuGH erklärte zu-
letzt, dass eine Richterernennung 
grundsätzlich gerichtlich kontrollierbar 

sein muss, vor allem wenn es ohnehin 
schon Zweifel an der Unabhängigkeit 
des Justizverwaltungsrates gibt, der die 
Richter vorschlägt und de facto wählt. 
Beide Parteien, die polnische PiS-Par-
tei und die ungarische Fidesz-Partei 
verkennen die Grundphilosophie der 
EU als zuvorderst einer Gemeinschaft 
von Werten, die alle anderen Mitglieds-
staaten als unveräußerlich akzeptieren 
und respektieren. Ein bloßes Schielen 
auf massive Zahlungen aus Brüssel bei 
gleichzeitigem Ignorieren der europäi-
schen Werte ist für EU-Mitgliedsstaa-
ten unwürdig und beschämend. 

Angesichts des zu beklagenden Man-
gels an Impfstoff wird der EU-Kom-
mission und vor allem ihrer Präsidentin 
seit Wochen vorgeworfen, man habe 
viel zu spät viel zu wenig Dosen geor-
dert. Hier lohnt sich ein genauerer 
Blick: Biontech und Pfizer sollen von 
der EU ursprünglich 54 Euro pro Dosis 
verlangt haben, während die EU letzt-
lich knapp 16 Euro zahlte. Angesichts 
der enormen Stückzahlen geht es hier 

um sehr viel Geld und so schlecht hat 
dann die Kommission offensichtlich 
nicht verhandelt. Gleichwohl ist es der 
EU nicht gelungen, eine alle zufrieden-
stellende koordinierte europäische Be-
schaffung zu organisieren. So besorgen 
sich Ungarn und die Slowakei an der 
EU vorbei den Sputnik V-Impfstoff 
und die dänische Ministerpräsidentin 
reist nach Israel, um dort Impfdosen zu 
kaufen. Gleichzeitig wird eine dänisch-
österreichische Kooperation bei der 
Impfstoffbeschaffung begründet. 

Gewiss, manches läuft nicht rund. Es 
gibt Uneinsichtigkeit, mangelnde Soli-
darität, und es werden Fehler gemacht. 
All dies ist uns jedoch bewusst, wir (er-) 
kennen diese Probleme. Ist nicht dies 
und unser fester Glaube an ein funktio-
nierendes Europa eine gute Grundlage, 
unsere Gemeinschaft für seine 447 Mil-
lionen Menschen mutig und beharrlich 
weiterzuentwickeln? Packen wir also 
den Stier bei den Hörnern, so wie es 
Europa mit dem verwandelten Götter-
vater getan hat.
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Ein Jahr LEB@Corona – ein persönlicher Rückblick 
VV

or gut einem Jahr habe ich mich 
mit einem Schulleiter darüber ge-
stritten, ob Schüler zwingend an 

den runden Tisch einer Schule gehö-
ren und ob ein solcher runder Tisch 
auch ein zugesichertes Mitsprache-
recht in einer Schule haben sollte. Bis 
heute kann ich nichts mit der »Vor-
sicht vor den Begehrlichkeiten, die 
man da ggf. weckt« anfangen. Eine 
Schule ist nie in Stein gemeißelt und 
Schul(weiter)entwicklung ist eben ein 
permanenter Prozess, dem sich die 
Schulleitung einfach konsequent und 
kontinuierlich stellen muss. Werden 
dabei die anderen Beteiligten nicht in-
volviert, und da mache ich einen Un-
terschied zwischen ’gehört’ und ’wirk-
lich beteiligt’, dann kommt irgend-
wann der Punkt, an dem Marketing 
notwendig wird, um eine Schule als at-
traktiv darzustellen und Schüler zu ’re-
krutieren’. Dass man sich dabei häufig 
in die eigene Tasche lügt, merkt man 
leider häufig erst viel zu spät. 

Warum erzähle ich das? Weil durch 
die Corona-Ausnahmesituation viele 
Dinge an die Oberfläche gekommen 
sind, die wir zwar alle irgendwie wuss-
ten, die wir aber mehr oder weniger in 
Kauf genommen bzw. ignoriert haben. 
Einige Beispiele hierfür sind: Unter-
richt, Erziehungspartnerschaft, Me-
dienkompetenz, Verantwortung und 
Zuständigkeit. 

Eltern haben blitzlichtartig Einblick 
in Unterricht, in die Motivation und 
das Engagement von Lehrern und 
Schulleitungen sowie die Kommuni-
kation und Organisation in diesen 
Feldern erlangt. Wie zu erwarten, rei-
chen die Eindrücke von desaströser 
Faulheit bis hin zu bewundernswer-
tem Engagement, von Empathie bis 
Schönrederei. Erstaunlich ist das 
nicht, auch Lehrer sind in ihrer Moti-
vation genau so breit verteilt wie die 
Berufstätigen anderer Branchen. Mit 
einem Unterschied: Es betrifft unsere 
Kinder, und das ist ein sehr sensibler 
Bereich. Weniger der Umstand, dass 
dies so ist, sondern die häufig nicht 
aus diesem Wissen folgenden Konse-
quenzen sind das Problem. 

Bezüglich der Erziehungspartner-
schaft ist diese im Regelbetrieb häufig 
auf Klassenpflegschaften, kurze El-
ternsprechtags-Termine und anlassbe-
zogene Gespräche beschränkt. Leider 
– ein Hinweis an die Politik – kom-
men nicht-anlassbezogene Gespräche 
zum Austausch zwischen Eltern, Leh-
rern und Schülern viel zu kurz. Dafür 
muss einfach mehr Zeit bereitgestellt 
werden. Das kostet zwar Geld, gene-
riert aber einen enormen Mehrwert 
hinsichtlich der gegenseitigen Wert-
schätzung, die nur im Gespräch bzw. 
in der persönlichen Begegnung ohne 
Hetze entstehen kann. Was an vielen 
Schulen fehlt, sind Klassenpfleg-
schaftssitzungen vor bspw. dem Be-
ginn einer Fernlernphase. Meist gab 
es Schulleiterschreiben und damit gut. 
’Gut’ aber gerade nicht, weil es eben 
die Lehrer einer Klasse sind, die alle-
samt unterschiedlich an die Fernlern-
phasen herangehen, ein Preis, den wir 
für die pädagogische Verantwortung 
wohl entrichten müssen, und unter-
schiedliche Forderungen und Vorge-
hensweisen haben. Eine Klassenpfleg-
schaft kann hier die Erwartungen al-
ler Seiten auf den Tisch legen und 
man sieht schnell, ob die Erwartungen 
auf beiden Seiten realistisch sind oder 
nicht. Unrealistische Erwartungen zu 
haben, generiert Frust und hängt 
Menschen ab. Das haben und hatten 
wir im vergangen Jahr öfter als uns 
lieb ist und uns guttut. 

Ein den Fernunterricht massiv be-
treffender Faktor ist die Medienkom-

petenz an allen Enden des Kabels. In-
formatikunterricht gibt es an weiter-
führenden Schulen seit über vierzig 
Jahren. Dafür ist das, was an den 
Schulen praktiziert und gelebt wird, 
sicherlich als Trauerspiel zu bezeich-
nen. Unterricht in Form von Video-
konferenzen plus PDFs zum Ausdru-
cken ist eben Stand der neunziger 
Jahre. Zumindest müssen sich alle, die 
nach 2000 ihr Studium begonnen ha-
ben, ernsthaft an die Nase fassen, weil 
vieles von dem, was wir in der tägli-
chen Arbeit brauchen, spätestens seit 
2000 Standardarbeitsmittel ist. Und es 
ist eben nicht das Problem der enga-
gierten Menschen bei BelWü, wenn 
BBB in Durchschnittsfamilien mit 
zwei Kindern am Tablet (also Wlan) 
nicht wirklich gut läuft. Das ist normal 
und gutes Funktionieren der Sonder-
fall. Es bedarf der Umstellung des pä-
dagogischen Konzeptes. Und es ist 
eben nicht Aufgabe der Eltern, den 
Lehrern zu sagen, dass Videos zum 
Einleiten in ein neues Thema zuhause 
als Vorbereitung für eine Präsenzpha-
se im Wechselunterricht vielleicht ei-
ne gute Idee sein könnten. 

Wer aber ist für die genannten The-
men verantwortlich und unter wessen 
Zuständigkeit fallen die notwendigen 
Veränderungen? Sicherlich hatten 
viele von uns – ich hatte auf vier Wo-
chen getippt – damit gerechnet, dass 
wir den Lockdown schnell wieder be-
enden und an die Schulen zurückkeh-
ren. Spätestens Mitte April war aber 
allen Realisten klar, dass das Jahr de-
finitiv beeinträchtigt sein wird. Mit 
der Ausarbeitung von Konzepten 
wurde allerdings bis heute nicht wirk-
lich begonnen. Weder bei der Kon-
zeptionierung des Wechselunterrichts 
noch bei der ’Digitalisierung’ gibt es 
grundlegende Fortschritte. Seit Som-
mer letzten Jahres gibt es ein ordentli-
ches Konzept von Prof. Kähler zum 
Unterricht unter Pandemiebedingun-
gen in Vollpräsenz (Lüfter + Plexi-
glasscheiben). Klar ist dies mit Inves-
titionen verbunden, aber immer noch 
besser als einfach abzuwarten und 
letztlich ohne brauchbares Kon- >>>>

>>>> Michael Mittelstaedt ist Vorsitzender des 
Landeselternbeirats Baden-Württemberg
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zept vor der Aufgabe des Lerndefizit-
ausgleichs zu stehen. Während uns 
das Kultusministerium mit Nicht-Zu-
ständigkeit und der Nebelkerze 
schlechthin (Handreichung des Um-
weltbundesamtes) argumentiert, ver-
geht Monat um Monat. Eine signifi-
kante Erhöhung der Studienanfänger 
für den längerfristigen Ausgleich fin-
det man vergebens. Vieles, wie bspw. 
die Geräte aus dem Digitalpakt, un-
terscheidet sich im Land derart, dass 
eine zentrale Unterstützung kaum 
möglich ist. Wie will man Lehrer denn 
bei diesem ’Fuhrpark’ an unterschied-
lichen Geräten und Plattformen fort-
bilden? Was wir dringend benötigen, 
ist eine Richtung, was wir in der Zeit 
nach Corona konzeptionell noch digi-
tal zu tun gedenken, um unser System 
darauf ausrichten zu können. Vor al-
lem muss man jetzt damit in der Leh-
rerausbildung loslegen. Wenn wir die 
vielen Erfahrungen, die wir alle im 
Laufe dieses Jahres gemacht haben 
und mindestens einmal im nächsten 
halben Jahr noch machen werden, 
einfach »in die Tonne treten«, stehen 
wir in fünf Jahren wieder ähnlich ’gut’ 
aufgestellt da wie vor dreißig Jahren. 
Die Geräte werden in vier Jahren aus-
gedient haben und dann? Leere Kas-
sen, marode Schulgebäude, auch die 
sind während Corona ein Jahr älter 
geworden. Außerdem müssen die mit 
jedem neuen Jahrgang erforderlichen 

digitalen Endgeräte ja irgendwo her-
kommen. 

Was wird die Zukunft bringen bzw. 
was können wir tun? Den Defizitaus-
gleich betreffend sind ja bereits einige 
Dinge in der Diskussion. Eine Rück-
kehr zu G9 an allgemeinbildenden 
Gymnasien ist dabei eine Möglichkeit. 
Nur ist man, das merkt man gerade 
sehr deutlich, sofort unter Beschuss 
anderer Schularten, die nominell den 
gleichen Abschluss bereits jetzt neun-
jährig anbieten. Dieser Konkurrenz-
kampf kann in der Konsequenz dazu 
führen, dass es kein vernünftiges 
Kursangebot in der Oberstufe gibt, 
weil zu wenig Schüler pro Schule vor-
handen sind. Hier ist es wichtig, dass 
die allgemeinbildenden Gymnasien 
ihren Anspruch auf Allgemeinbildung 
auch bei ihrer Schulentwicklung im 
Fokus haben. Wir alle sprechen da-
von, dass man lebenslang lernen muss 
und die Lebensarbeitszeit länger wird. 
Warum muten wir unseren Kindern 
zu, dass sie in einer der wichtigsten 
Phasen ihres Lebens, die die Weichen 
hinsichtlich der Lebensplanungsfähig-
keit stellt, so sehr gehetzt werden? 
Meine ganz persönliche Meinung ist, 
dass ein vernünftig gestaltetes G9 si-
cherlich langfristig zufriedenere Men-
schen hervorbringen und eine Ent-
schleunigung in dieser Lebensphase 
etlichen Kindern nützen würde. Hätte 
ich die Wahl, würde ich meinen Kin-

dern dies bieten wollen. In diesem 
Zusammenhang würde ich mir aber 
auch Lehrer wünschen, die mehr be-
gleiten als hetzen und schieben; natür-
lich fordern UND fördern. Schaut 
man sich die Schullandschaft in Ba-
den-Württemberg momentan an, be-
darf es einer Wiederholung des klaren 
Bekenntnisses zur optimalen Schule 
für jedes einzelne Kind, unabhängig 
von den kognitiven und körperlichen 
Fähigkeiten der Kinder, vom Geld-
beutel und der Herkunft der Eltern. 
Ebenso muss sich unser Schulsystem 
derart verändern, dass in einem ver-
tretbaren Umkreis um jeden Wohnort 
eine diesem Grundsatz entsprechende 
Schule vorhanden und der Wechsel 
zwischen den verschiedenen 
Schul(art)en möglich sein muss. Coro-
na hat uns so viele Baustellen aufge-
zeigt, die sich eben durch kleinere 
Maßnahmen nicht beseitigen lassen. 
Wenn wir wieder in einen Regelbe-
trieb kommen, müssen wir sofort 
durchstarten, die notwendigen Kon-
zepte entwickeln und Geld in die 
Hand nehmen. Geld ist genug vorhan-
den, es muss nur ein entsprechender 
Druck auf die Politik erzeugt werden, 
dieses Geld auch in den richtigen Be-
reich zu stecken. Und das kann aus 
Landessicht ausschließlich das wich-
tigste Kapital, d.h. die Bildung und 
Ausbildung unserer Kinder sein. 

Michael Mittelstaedt

DD
ie Auswirkungen der Corona-Krise haben es deutlich 
gemacht, mit Unterrichtsausfällen in den allgemein-
bildenden Gymnasien von 4,9 Prozent (Juni 2018: 6,6 

Prozent – Quelle: www.baden-wuerttemberg.de – Zweite 
Vollerhebung zum Unterrichtsausfall) kann gerade das G8 
die von Tag zu Tag ansteigenden Lerndefizite ohne einen 
zusätzlichen Zeitrahmen nicht mehr kompensieren. Dabei 
sollten pandemiebedingte Lerndefizite möglichst zügig 
ausgeglichen werden können, sollte man meinen. Weit ge-
fehlt, nach mittlerweile rund 500 fehlenden Unterrichts-
stunden und einem vollen Jahr mit Corona gibt es aus dem 
Kultusministerium nicht einmal einen konzeptionellen An-
satz dahingehend, wie denn unsere Schülerinnen und Schü-
ler diese Lernverluste abbauen können. Stattdessen wer-
den da Lehrpläne deutlich entfrachtet, Prüfungstermine 

nach hinten verschoben und das Kultusministerium defi-
niert fleißig am Wissensverlust für unsere Kinder: »Was ist 
wichtig, was muss unterrichtet werden?« Damit sind Eltern 
nicht einverstanden, die Schulpolitik muss ihre Aufgaben 
ernster nehmen. Eltern verstehen ’Allgemeinbildung’ in 
Gänze als Auftrag an die Schulpolitik, die hierfür in den 
allgemeinbildenden Gymnasien für die notwendigen Rah-
menbedingungen zu sorgen hat und in erster Linie verant-
wortlich ist für das komplette Schulsystem. 

Eltern erwarten von dem allgemeinbildenden Gymnasi-
um eine ganzheitliche Bildung der Schülerinnen und Schü-
ler, die selbstbestimmt und mündig »über den Tellerrand 
hinausschauend« den vielfältigen Aufgaben in unserer 
schnelllebigen Zeit von heute und morgen gewachsen sind 
und sein werden. Die Wirksamkeit des Staates ist dabei 
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nur dann gegeben, wenn der freie Zugang zu dieser Viel-
falt an Bildung für jede einzelne Schülerin und für jeden 
einzelnen Schüler besteht, unabhängig von der jeweiligen 
Herkunft in sozialer, kultureller und wirtschaftlicher Hin-
sicht. Das scheitert manchmal bereits schon an den Kosten 
für die Schülerfahrkarte, weshalb Eltern vor dem Verfas-
sungsgerichtshof für das Land Baden-Württemberg bereits 
Klage eingereicht haben (www.elternrechte-bw.de). Das 
scheitert aber ganz besonders auch durch einen seit vielen 
Jahren vom Kultusministerium verwalteten Lehrkräfte-
mangel, der für viele Schülerinnen und Schüler das ’G8’ 
eher zu einem unzumutbaren ’G7’ ’weiterentwickelt’ hat. 

Heute bestehen zudem Mehrbedarfe an Wissensvermitt-
lung durch die einschneidenden Restriktionen als Reakti-
on auf die Corona-Pandemie, wie zum Beispiel ’Digitale 
Unterrichtskonzepte’, ’Künstliche Intelligenz in Schule 
und Unterricht’, ’Einbindung neuer Formate’ und ’Me-
dienethik und Datenschutz’. 

Die Arbeitsgemeinschaften der Gymnasialen Elternbei-
räte (ARGE) in allen vier Regierungsbezirken des Landes 
(Karlsruhe, Stuttgart, Tübingen und Freiburg) haben die 
Eltern mit mindestens einem Kind an einem allgemeinbil-
denden Gymnasium befragt. Wie stehen die Eltern zu 
G8/G9, wie stehen sie zum Ganztag, wie zu Bildungszielen 
und was wünschen sie sich für die Zukunft? 

Insgesamt zeigt sich in wesentlichen Aspekten ein Wi-
derspruch zur gegenwärtigen Kultuspolitik und zu der vom 
Kultusministerium vermuteten und geäußerten Haltung 
’der Eltern’ zu Kernthemen. 

Eltern von Kindern am allgemeinbildenden Gymnasi-
um wünschen sich zu rund neunzig Prozent einen neun-
jährigen Bildungsgang (G9). Dabei lohnt sich ein zweiter 
Blick auf die Verteilung in den einzeln codiert ange-
schriebenen Gymnasien, der zeigt, dass über alle Gymna-
sien, bei denen die Umfrage an die Elternschaft weiter-
geleitet worden ist und mindestens zehn Eltern teilge-
nommen haben, kein einziges im ganzen Land bei Zu-
stimmungsraten von weniger als sechzig Prozent in dieser 
Frage liegt (s. Abbildung 1 beispielhaft für den Regierungs-
bezirk Karlsruhe). 

>>>> Stephan Ertle, Vorsitzender 
der ARGE Tübingen

>>>>

>>>> Abbildung 1

>>>> Dr. Matthias Zimmermann, 
Mitglied im Vorstand der ARGE 
Karlsruhe
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An dieser Stelle erscheinen zwei Aspekte besonders 
wichtig, die das Layout und die Verbreitung der Umfrage 
maßgeblich beeinflusst haben: Die ARGEn haben bewusst 
nur ihre ’Kundschaft’ befragt, da wir Auffassungen abfra-
gen wollten, die auf eigenen Erfahrungen mit Gymnasial-
kindern beruhen und damit die erlebten unterschiedlichen 
Auswirkungen des aktuell besuchten Gymnasialzuges (in 
der Regel G8, aber auch G9) für ihr Kind und ihre Familie 
abbilden. Und um idealerweise besser zu verstehen, wel-
che Hintergründe für die eine oder die andere Präferenz 
bestehen, beinhaltete die Umfrage bewusst nicht einfach 
nur die Frage nach »G8 oder G9«. 

Bei den weiteren Fragen zu Bildungszielen und -schwer-
punkten, zur Freizeitgestaltung und zur künftigen Gestal-
tung der gymnasialen Schulwelt hat sich nur ein Komplex 
herausgestellt, bei dem sehr deutliche Unterschiede zwi-
schen den G8- und den G9-BefürworterInnen auftreten: 
Letztere geben zu einem deutlich höheren Anteil an, dass 
ihre Kinder aus schulischen Gründen nicht oder nur einge-
schränkt Freizeitbetätigungen in Sport, Musik, Ehrenamt 
etc. nachgehen können. 

Viel wichtiger erscheint daher gerade an dieser Publika-
tionsstelle, dass in vielen anderen Einstellungen die Eltern-
schaft der allgemeinbildenden Gymnasien sehr ähnlich 
denkt: Den Eltern mit beiden Präferenzen für den Weg 
durchs Gymnasium ist die Vermittlung umfassender Bil-
dung genauso gleichermaßen wichtig wie das Erlernen 
mehrerer Sprachen, die bessere Vorbereitung auf die 
Lernformen im Studium und eine hohe Studierfähigkeit. 
Wir gehen davon aus, dass sich all diese Ziele auch mit de-
nen der Lehrerschaft an allgemeinbildenden Gymnasialen 
vereinbaren lassen müssten. 

Auch wenn diese Frage nicht explizit gestellt wurde: Es 
gibt jedenfalls kein Indiz, dass die befragten gymnasialen 
Eltern wünschen würden, für einen neunjährigen Weg zum 
Abitur den Weg über die Gemeinschaftsschule bzw. die 
Realschule oder das Berufliche Gymnasium wählen zu 
müssen. Diesen Weg vorzuschlagen wird die Ministerin ja 
nicht müde. 

Bei einer Frage sind die gymnasialen Eltern auch unab-
hängig von ihrer Präferenz der Schuldauer ziemlich unent-
schieden: Für eine mögliche Umsetzung von G9 wird einer 
Wahlmöglichkeit für jeden einzelnen Schüler nur geringfü-
gig häufiger zugestimmt (Abbildung 2) als der Festlegung 
auf G8 bzw. G9 für die ganze Schule (Abbildung 3). 

Und auch die beiden Modelle für die zeitliche Streckung 
der Schulzeit erhalten über alle Befragten grundsätzlich 
ähnliche Zustimmungswerte von rund siebzig Prozent, was 
letztendlich heißt, dass sich die gymnasialen Eltern beide 
Optionen gut vorstellen können. 

 
Was lernen wir aus alle dem? 

 
Aufgabe der ARGEn ist es, sich für die Auffassungen der 
von ihnen vertretenen Eltern einzusetzen. Daher werden 
wir auf allen politischen Ebenen – und die politischen 
Karten sind ja nach der Wahl neu gemischt – heftig inter-
venieren, diese Auffassungen zu verdeutlichen. Mindes-
tens an den Rändern unseres Bundeslandes wird ja schon 
länger deutlich, dass zum Beispiel in Bayern nach der 
Rückkehr zu G9 die bis dahin zahlreichen Schüler aus un-
serem Nachbarbundesland eben nicht mehr in Baden-
Württemberg an den Gymnasien angemeldet werden. Die 
ARGEn fordern von der Politik mehr Respekt und mehr 
Unterstützung für unsere Schüler und die Generation von 
morgen, mehr Bildung als Investition in die Zukunft. 
Auch wenn Baden-Württemberg nicht von allen anderen 
Ländern alles übernehmen sollte: ’G8’ muss durch ein 
neues ’G9’ ersetzt werden (mit Option: Gymnasialschul-
zeit acht Jahre). 

Stephan Ertle, Vorsitzender der ARGE Tübingen 

Dr. Matthias Zimmermann, Mitglied im Vorstand der ARGE Karlsruhe

>>>> Abbildung 2

>>>> Abbildung 3

Werben in Gymnasium Baden-Württemberg 
Anzeigenannahme: Caroline Dassow | dassow@dphv-verlag.de
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Elterninitiative ’G9 jetzt! BW’ 
Vom ersten Telefongespräch zum Volksbegehren! 

II
m Frühjahr 2017 lernten Corinna 
Fellner und ich uns kennen, zwei vom 
gymnasialen System enttäuschte Müt-

ter, die nicht länger untätig bleiben 
wollten. Nach etwa dreißig Minuten 
Austausch am Telefon beschlossen wir, 
eine Elterninitiative zu gründen. In An-
lehnung an die entsprechenden Initiati-
ven der anderen Bundesländer, die uns 
anfangs ein wenig unter ihre Fittiche 
nahmen, nannten wir uns ’G9 jetzt! 
BW’. 

Voller Elan und Enthusiasmus, aber 
auch ein wenig blauäugig, machten wir 
uns an die Arbeit. Wir telefonierten 
von nun an täglich miteinander und wa-
ren bei all unseren anderen Tätigkeiten, 
die dies erlaubten, gedanklich bei die-
sem Thema: Texte entstanden beim Ba-
dewanne schrubben oder Wäsche auf-
hängen, Ideen kamen uns beim Spazie-
rengehen oder vor dem Einschlafen. 

Unser Motor war, und ist bis heute, 
die Wut über eine aus der Hüfte ge-
schossene G8-Reform, die aus keinem 
pädagogischen Grund erfolgt war, son-
dern schlicht Kosten einsparen sollte, 
auf dem Rücken unserer Kinder und zu 
Lasten der Bildungsqualität. 

Die negativen Folgen spürten wir, ge-
nau wie viele andere Familien auch, ei-
gentlich täglich: dicht getaktete, vollge-
stopfte Wochenpläne der Kinder, teil-
weise zehn Stunden Unterricht am Tag, 
und dies in der Pubertät. Was kommt in 
einem hormongefluteten Gehirn, das 
einer Großbaustelle gleicht, vom Mat-
heunterricht um 16:00 Uhr noch an? 
Sport, falls dafür noch die Kraft reicht, 
bis abends um 22:00 Uhr! Wenig nach-
haltiges Bulimielernen ohne Zeit zum 
Üben, Verknüpfen, Wiederholen. 

Und wozu der ganze Stress, wofür 
diese Beschneidung der Kindheit um 
ein Jahr – wenn die durchschnittliche 
Lebenserwartung der nachfolgenden 
Generationen weiter steigt? Da wäre 
doch eher ein G10 angebracht. Zumal 
es die globalen Entwicklungen drin-
gend erfordern, wichtige zeitgemäße 
Themen in den Bildungsplan aufzuneh-
men. 

Viele Eltern hatten mittlerweile den 
Wunsch geäußert, irgendwo unter-
schreiben zu können und so initiierten 
wir unsere Online-Petition für G9. 

Diese lief sehr gut an, das Quorum 
von 21 000 Unterzeichnern wurde zügig 
erreicht. Es folgte unsere erste Landes-
pressekonferenz. 

Dr. Susanne Eisenmann ließ jedoch 
kaum eine Gelegenheit aus, die Zahl 
unserer Unterzeichner, verglichen mit 
der Anzahl aller gymnasialen Eltern, 
kleinzureden. 

Aber natürlich war es für uns zwei 
Mütter ohne Netzwerk oder finanzielle 
Unterstützung eine Mammutaufgabe, 
sozusagen »vom Küchentisch aus« die 
Eltern im Ländle zu erreichen. 

Dabei legte man uns auch zahlreiche 
Steine in den Weg! So wurden Schullei-
ter von ihren Regierungspräsidien da-
rauf ’hingewiesen’, die Information zur 
Petition lieber nicht weiterzugeben. 
Oder regionale Zeitungen in und um 
die Landeshauptstadt hatten kein Inte-
resse, über unsere Aktivitäten zu be-
richten. Häufig leiteten selbst Eltern-
vertreter unsere Informationen nicht 
weiter. Die Reichweite war unser größ-
tes Problem. 

Also schrieben wir weiter viele Offe-
ne Briefe an die Politik, sogar an den 
Bundespräsidenten, informierten auch 
Prominente, die wir uns als Schirmher-
ren der Initiative vorstellen konnten, 
wandten uns an Schulleiter, Hochschul-
dozenten, Bildungswissenschaftler, So-
ziologen, Kinderpsychologen … und 
natürlich an die Presse. 

Leider erhielten wir nur selten Ant-
worten, doch mit den Menschen, die 
uns unterstützten, schlossen wir uns zu 
einem kundigen fast schon ’konspirati-
ven’ Kreis zusammen. 

Bei den Lehrkräften und Schullei-
tern merkten wir bald, dass sich hinter 
ihren berufsbedingten Hemmungen, 
die G8-Reform öffentlich zu kritisieren, 
häufig eine durchaus kritische Haltung 
gegenüber dem ’Turboabitur’ verbarg. 
Noch deutlicher wurde dies bei von uns 
befragten Politikern, die als fürsorgli-
che Eltern oft eine ganz andere Mei-
nung durchblicken ließen als dann im 
anschließenden, von Parteiräson ge-
prägten offiziellen Gespräch. 

Von verschiedenen Politikern der 
Landesregierung und natürlich der 
Kultusministerin erhielten wir lediglich, 
wenn überhaupt, Briefe mit Standard-
antworten aus dem Textbaukasten: Das 
G8 funktioniere gut, die meisten Eltern 
seien mit dem G8 zufrieden … so tönt 
es bis heute! 

Nachdem wir unsere Petition bereits 
im September 2019 mit etwa 40 000 Un-
terzeichnern geschlossen hatten, sie 
formal einreichten und die Listen ei-
gentlich im Frühjahr im Rahmen einer 
öffentlichkeitswirksamen Aktion den 
Bildungspolitikern in Stuttgart überrei-
chen wollten, kam das Coronavirus und 
bremste uns, und mit uns natürlich die 
ganze Welt, aus. 

Unter dem Eindruck der pandemie-
bedingten Schulschließungen und ihrer 
gravierenden Folgen auf das Lernen 
der Kinder wandten sich nun wiederum 
viele Eltern an uns und baten um eine 
erneute Öffnung der Petition. Denn G9 
wann, wenn nicht jetzt! Die Pandemie 
wirkte wie ein Brennglas und verdeut-
lichte die negativen Auswirkungen der 
Gymnasialverkürzung. 

Vielen Eltern und Lehrkräften wur-
de nun klar, dass es niemals möglich 
sein würde, die Lerndefizite am Gym-
nasium zum weitereilenden G8-Curri-
culum aufzuholen. Zudem ging die so-
ziale Schere nochmals weiter auseinan-
der. Hatte das G8 nachweislich be- >>>>

>>>> Anja Plesch-Krubner und Corinna Fellner
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reits in Zeiten mit Regelunterricht die 
Kinder aus sozial weniger privilegierten 
Familien benachteiligt, spitzte sich die 
Situation für viele Schüler nochmals zu, 
sie tauchten teilweise ganz ab. 

Folgerichtig sprachen sich übrigens 
in einer Ende 2020 durchgeführten 
Umfrage der ARGEN fast neunzig 
Prozent der gymnasialen Eltern für ein 
G9 aus! 

Nach einem weiteren halben Jahr 
hatten wir insgesamt über 61 000 Un-
terzeichner hinter uns versammelt. Wir 
reichten die Petition Ende letzten Jah-
res beim Petitionsausschuss ein. Hier 
schlummert sie nun, beziehungsweise 
geht ihren bürokratischen Weg. 

Wir setzten dann Anfang diesen Jah-
res recht große Hoffnungen in den 
Landtagswahlkampf, gingen davon aus, 
dass die Frage G8/G9 eines der bestim-
menden Themen werden würde. Aller-
dings wurden wir Ende Januar recht 
jäh eines Besseren belehrt, nachdem 
auch die CDU das G9 nicht einmal 
mehr in ihr Wahlprogramm aufnahm. 
Die GRÜNEN hatten es ja stets abge-
lehnt. Die Oppositionsparteien brach-
ten die Wahlmöglichkeit verschiedener, 
teilweise etwas ’dünner’ G9-Varianten 
ins Spiel. So richtig überzeugt wirkten 
aber auch diese, abgesehen von derje-
nigen der AfD, nicht. 

Heute wissen wir, dass bereits meh-
rere hundert Stunden Unterricht ausge-
fallen sind. Und eine dritte Welle 
scheint wahrscheinlich. Die Schüler 
weisen immense Lerndefizite auf, kön-
nen sich einsam zu Hause nicht moti-
vieren. Dies ist nur allzu verständlich 

und betrifft natürlich nicht nur die 
schwächeren Schüler. Denn Lernen ist 
kein mechanischer Prozess wie das Be-
tanken eines Autos. Lernen benötigt 
gewisse psychologische Voraussetzun-
gen, die Beziehung zu den Lehrkräften 
und ein soziales Miteinander. Und 
nichts kann den Präsenzunterricht in 
der Schule ersetzen. 

Aber wir müssen momentan erleben, 
dass Lehrpläne ’abgespeckt’, Ferien ge-
strichen werden sollen und vernünftige 
Konzepte, die Bildungsqualität zu er-
halten, vollkommen fehlen. 

Dabei liegt das Konzept für die 
Gymnasien bereits in der Schublade, 
und ist nicht einmal besonders originell, 
dafür aber lange erprobt: G9! 

Doch diese Forderung wird von Dr. 
Susanne Eisenmann als »Schnellschuss 
in der Pandemie« abgetan und für nicht 
sofort umsetzbar erklärt! Dies stimmt 
natürlich nicht! Wie auch der Philolo-
genverband unlängst in einer Presse-
mitteilung darlegte. 

Wir sind besorgt und unsere Wut ist 
weiter gewachsen! Was können wir 
noch tun in unserem Kampf gegen 
Windmühlen? 

Also versuchen wir es noch ein letz-
tes Mal mit den basisdemokratischen 
Mitteln, die uns in Baden-Württemberg 
zur Verfügung stehen: 

Dafür erweiterten wir zunächst unse-
re Elterninitiative um Lehrer, Hoch-
schuldozenten und Studenten zum 
Bündnis G9 jetzt! 

Solchermaßen verstärkt starteten wir 
vor wenigen Tagen eine G9-Kampagne 
mit regelmäßig geposteten informati-

ven, kritischen, rührenden Beiträgen, 
die man auf unserem YouTube-Kanal 
verfolgen kann: www.youtube.com/ 
channel/UCYKLZlOvjzgZZX0cuNKnC0w 

Für diese Aktion, von welcher wir 
uns eine noch größere Aufmerksam-
keit in der Öffentlichkeit erhoffen, wür-
den wir uns über Unterstützung beim 
Filmen, Videos schneiden, Zeichnen 
und Musizieren für ein G9 freuen. 

Falls Sie kreativ sind sowie Zeit und 
Lust haben, melden Sie sich sehr gerne 
unter: G9@elternkanal-bw.de 

Desweiteren initiierten wir gerade ei-
ne weitere Petition mit der Forderung 
eines Corona-Aufholjahres im ent-
schleunigten G9-Modus, angelehnt an 
die Forderungen des Philologenverban-
des  (http://openpetition.de/ !aufhol-
jahr). 

In der Folge planen wir die Einlei-
tung eines Volksbegehrens. Dies ist er-
neut eine Mammutaufgabe. Ein auf-
wändiges, mehrstufiges Verfahren, das 
sehr viel Arbeit kostet. 

Aber noch nie waren so viele ver-
zweifelte Eltern und Lehrkräfte bereit, 
sich zu engagieren. Gegen ein G8, das 
in der Pandemie erst recht krachend an 
die Wand gefahren ist. Warum sollten 
wir es also nicht schaffen? 

Also werden wir weiter für unsere 
Kinder mobil machen und den Druck 
auf die Politik erhöhen. Wir werden 
aufbegehren in einem Volksbegehren! 

Auf dass die Überschrift unseres 
nächsten Artikels heißen wird: Bündnis 
G9 jetzt! – von der ersten ’konspirati-
ven’ Videokonferenz zur G9-Einfüh-
rung! Anja Plesch-Krubner und Corinna Fellner

Abitur 2020 – Aufgaben zum Download bereit! 

EEs werden noch weitere Redakteure in 
den Fächern Russisch, Chinesisch, Kath. 

Religion und Bildende Kunst gesucht! 
Ein exklusiver Service des PhV BW besteht 

darin, die Abituraufgaben der letzten zwei 
Jahrzehnte als Download – nur für Mitglieder 
– bereitzustellen, fast alle auch mit Lösungs-
vorschlägen. Die Aufgabenstellung darf da-
bei exakt vom Kultusministerium übernom-
men werden, die Lösungshorizonte jedoch 
nicht. Diese müssen redaktionell überarbei-
tet werden. Das bedeutet, dass sie anders 
formuliert werden als die Vorlagen, aber 

trotzdem denselben Inhalt haben. Diese Ar-
beit wird schon immer freiwillig von PhV-Kol-
leginnen und -Kollegen alleine oder im Team 
gemacht. Manche sind schon viele Jahre da-
bei, manche erst seit kurzem, andere auch 
noch gerne als Pensionäre aus Freude an ih-
rem Fach. Aber manchmal können Redak-
teure aus verschiedenen Gründen diesen 
Dienst nicht mehr oder nicht mehr alleine 
leisten. In den oben genannten Fächern (und 
eventuell auch in anderen) suchen wir jetzt 
weitere Redakteurinnen und Redakteure für 
diese Aufgabe, die zwar eine Extra-Arbeit dar-

stellt, aber im Umfang überschaubar ist und 
oft auch als Bereicherung empfunden wird, 
besonders wenn sich die Teams untereinan-
der fachlich austauschen oder Pensionäre 
sich mit ihrem Herzensfach gerne weiter be-
schäftigen. Und häufig ist es für die Lehrkräf-
te, die gerade diese Aufgaben im letzten Abi-
tur zu korrigieren hatten, eigentlich nur ein 
Übertragen ihrer schon ausgearbeiteten und 
fertigen Materialien. Deshalb bitte ich Sie 
herzlich, zu überlegen, ob auch Sie uns in Ih-
rem Fach unterstützen möchten. Bitte mel-
den Sie sich bei der Koordinatorin dieses 
Projekts unter karin.fetzner@phv-bw.de. 
Danke! Karin Fetzner



G9-Vorschlag des 
Philologenverbandes BW

Klassenstufen Stun-
den5 6 7 8 9 10 11

Hauptfächer

Deutsch 5 5 4 4 4 3 3 28

Mathematik 5 5 4 4 3 4 3 28

1. FS (Englisch) 4 5 4 4 3 3 3 26

2. FS (Französisch/Latein) 4 4,5 4,5 4 3 20

Profilfach

NwT/3. FS 4 4 4 12

Nebenfächer

Religion/Ethik 2 2 2 1 1 1 2 11

Geschichte 0 0 2 2 2 2 2 10

Geographie 2 2 2 0 0 2 2 10

GK mit Wirtschaft 2 2 2 2 8

Wirtschaft/BSO1

Naturwissenschaften

BNT 0 0 0

Informatik 1 1

Physik 2 2 2 2 2 10

Chemie 1 2 2 2 7

Biologie 2 2 1 2 1 2 10

Musisch-künstlerische Fächer

Bildende Kunst 2 2 2 1 1 1 9

Musik 2 2 2 2 1 1 1 11

Sport 4 4 2 2 2 2 2 18

Summe aller Fächer 28 29 31 31,5 31,5 34 34 219

Poolstunden

Medienbildung 1 0 0 1

Klassenlehrerstunde 1 1 1 0,5 0,5 4

Gesamtstundenzahl 30 30 32 32 32 34 34 224

Alternativer Vorschlag 
des PhV mit Informatik

Klassenstufen Stun-
den

mat-nat 
Profil5 6 7 8 9 10 11

Hauptfächer
Deutsch 4 4 4 4 4 4 3 27

Mathematik 5 4 4 4 3 3 4 27 29

1. FS (Englisch) 5 4 4 4 3 3 3 26

2. FS (Französisch/Latein) 5 4 4 4 3 20
Profilfach

3. FS 5 4 3 12

Informatik 1 1 2 4 Naturwis-
senschaft-
liches Pro-
fil mit NwT 
oder Infor-
matik

NwT 2 2 2 6

Ma 1 1 2

Ph 1 1 2

Bio 1 1 1 3

Summe 3-4 4-5 4 4 11-13

Nebenfächer
Religion/Ethik 2 2 2 1 1 1 2 11

Geschichte 0 2 2 2 1 1 2 10

Geographie 2 2 1 1 2 2 10

GK mit Wirtschaft 2 2 2 2 8

Wirtschaft/BSO1

Naturwissenschaften
BNT 0 0 0 mat-nat

Informatik 1 1 1 1 1 1 1 7 11

Physik 2 2 2 2 1 2 11 13

Chemie 2 2 2 2 8 08

Biologie 2 2 1 1 1 1 1 9 12
Musisch-künstlerische Fächer

Bildende Kunst 2 2 2 1 1 1 1 10

Musik 2 2 2 1 1 1 1 10

Sport 4 2 2 2 2 2 2 16

Summe aller Fächer 29 29 32 32 33 33 34 222 73

Poolstunden
Medienbildung 0 0 0 0

Klassenlehrerstunde 1 1 1 1 0 4

Gesamtstundenzahl 30 30 33 33 33 33 34 226

Der Philologenverband Baden-Württemberg zu G9
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G9-Stundentafeln 
AA

nbei finden Sie zwei Vorschläge des Philologenver-
bandes Baden-Württemberg zu einer Stundentafel 
G9. Wir erhoffen uns dadurch eine breite Diskussi-

onsgrundlage zu schaffen, an der Sie als Leser zur Teil-
nahme aufgefordert sind. 

Stundentafel 1 [links] ist das ursprünglich im Bil-
dungspolitischen Ausschuss entwickelte Modell. 

 
Die Grundideen: 
••  Stärkung der Hauptfächer Deutsch, Mathematik, 

1. Fremdsprache ist ein zentrales Anliegen 
••  Kein Fach darf etwas verlieren 
••  BNT als Fächerverbund wird aufgelöst 
••  Wirtschaft sowie Berufs- und Studienorientierung 

werden in Gemeinschaftskunde integriert 
••  Die Bugwellenstunden entfallen, bis auf die neuen 

Klassenlehrerstunden 
••  Ein Schwachpunkt dieses Modells ist das Fehlen des 

Faches Informatik (außer im Profil IMP) 
Es gab daraufhin einen Vorschlag des Informatikleh-
rerverbandes, Informatik analog zu den anderen Bun-
desländern als einstündiges Fach von Klasse 5 bis 11 
einzuführen. Dies sollte primär »auf Kosten der Gesell-
schaftswissenschaften« geschehen, womit wir als Philo-

logenverband Baden-Württemberg nicht einverstanden sind. 
Deswegen wird dieser Vorschlag hier nicht dargestellt. 

Stundentafel 2 [rechts] regelt die naturwissenschaftlichen 
Profilfächer sinnvollerweise völlig neu. 

Statt NwT und IMP als Hauptfächer werden die einzelnen 
Fächer gestärkt, d.h. es gibt bei der Wahl des Profils NwT 
oder des Profils Informatik diese Fächer jeweils als zweistün-
diges Nebenfach und außerdem zusätzliche Stunden in Mathe-
matik, Physik und Biologie. 

In Klasse 11 wird Physik zum dreistündigen Hauptfach in 
beiden Profilen, Informatik zusätzlich im Informatik-Profil. 

Dies entspricht wesentlich besser dem Credo der Fachlich-
keit in den zentralen Fächern als definierendem Kriterium 
des Gymnasiums als die bisherigen Profilfächer NwT und 
IMP. 

Das Modell benötigt zwei Jahreswochenstunden mehr als 
Modell 1 und erreicht eine wesentliche fachliche Stärkung der 
Naturwissenschaften sowie der Informatik. >>>>
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Gemeinschaftsschule Baden-Württemberg 
Kritische Wirklichkeitsanalyse eines kaum erforschten Schulexperiments 

Abstract: 
 

Seit dem Schuljahr 2012/2013 gibt es 
in der baden-württembergischen 
Schullandschaft de facto ein vierglied-
riges Schulsystem im Bereich der wei-
terführenden Schulen, bestehend aus 
den traditionellen Schularten Gymna-
sium, Realschule, Haupt-/Werkreal-
schule sowie der von Grün-Rot neu 
eingeführten Gemeinschaftsschule. 

Der ausführliche Beitrag verfolgt 
das Ziel, das pädagogische Lernkon-
zept dieses Schulartfeldversuchs auf 
wissenschaftliche Grundlagen zu 
überprüfen sowie die Schul- und Un-
terrichtsrealität zu beleuchten. Im 
Folgenden werden die zentralen In-
halte in Kürze dargelegt. 

Die im Jahr 2012 eingeführte Ge-
meinschaftsschule wird als leistungs-
starke und sozial gerechte Ganztages-
schule beworben. Durch zeitgemäße – 
wenngleich empirisch nicht abgesicher-
te – Pädagogik, basierend auf hohen 
Anteilen individuellen und kooperati-
ven Lernens in heterogenen Lerngrup-
pen, werden den Schülern1 bessere Zu-
kunftschancen zugesprochen. Eine 
weitgehende Abkehr vom Konzept tra-
ditioneller Schularten, begleitet durch 
den Verzicht auf Noten, Hausaufgaben 

und Klassenwiederholung, ist Teil des 
schulartspezifischen Mottos ’Vielfalt 
macht schlauer’. Nach beinahe zehn 
Jahren ist das Interesse an einer wissen-
schaftlichen Evaluation der Schülerleis-
tungen dieser enorm kostspieligen 
Schulreform jedoch weiterhin erstaun-
lich gering, obgleich erste Leistungsbe-
funde äußerst ernüchternd ausfallen. 

Die oben erwähnte unterrichtliche 
Neuausrichtung erscheint aus wissen-
schaftlicher Sicht sehr fragil. So bele-
gen zahlreiche renommierte Studien 
die Überlegenheit direkter Instrukti-
on gegenüber offenen Lehr- und 
Lernszenarien, insbesondere bei Kin-
dern und Jugendlichen im leistungs-
schwächeren Segment. Der Artikel 
geht ferner auf eine Vielzahl konkre-
ter Praxisprobleme (unter anderem 
Arbeitshaltung vieler Schüler, diffe-
renzierte Leistungskontrollen, Raum-
konzept) ein und zeigt dabei auch auf, 
dass an vielen Stellen aufgrund der 
defizitären Unterrichtswirklichkeit 
bereits seit längerem wieder vermehrt 
auf bewährte Praktiken (zum Beispiel 
Bildung leistungshomogener Lern-
gruppen, Lehrer statt Lernbegleiter, 
Hausaufgaben) gesetzt wird. 

Bestehende Mängel offen anzu-
sprechen, um zum Wohle der nach-

folgenden Generationen Optimierun-
gen herbeizuführen, sollte Teil des 
professionellen Verständnisses aller 
Berufssparten sein. Gerade deswegen 
sind Lehrkräfte im Besonderen ver-
pflichtet, sich für möglichst fruchtba-
re Lernprozesse von Kindern und Ju-
gendlichen einzusetzen, um ihnen 
adäquate Voraussetzungen für ein 
gelingendes Berufsleben zu ermögli-
chen. Daher gilt es für Bildungspoli-
tiker, die Schulverwaltung, Lehrer-
ausbildner, Schulleiter sowie Lehr-
kräfte, offenkundige Erkenntnisse 
aus zahlreichen groß angelegten Stu-
dien anzuerkennen. So kann der viel-
fach propagierte offene Unterricht 
bei einem Großteil der Schüler kei-
nen Anspruch auf eine bessere ko-
gnitive Entwicklung für sich bean-
spruchen. 

Dr. Johannes Vees, Lehrbeauftragter 
Pädagogische Hochschule Weingarten 

 
Anmerkung der Redaktion: Den aus-
führlichen Bericht von Dr. Johannes 
Vees lesen Sie auf unserer Homepage 
(phv-bw.de –> Alle Themen –> Bildungs-
forschung). Hier finden Sie auch ein 
ausführliches Quellenverzeichnis). 

 
1 Um eine einfachere Lesbarkeit zu gewährleisten, wird 

auf die Verwendung weiblicher Morpheme verzichtet.

Bemerkenswert bei diesem Modell ist, dass die vier 
Stunden Sport in Klasse 5 Sport und Schwimmen wären. 

In Klasse 5 und 6 wird mit dreißig Wochenstunden 
Nachmittagsunterricht vermieden. 

In Klasse 7 bis 10 kann man die 33 Wochenstunden mit 
einem Tag Nachmittagsunterricht organisieren. 

Und alle Fächer gewinnen Zeit! 
Schreiben Sie uns bitte Ihre Meinung zu den vorgestell-

ten Modellen! Wir denken, dass diese Stundenausstattun-

gen versehen mit den entsprechenden Inhalten ein echtes 
’Qualitäts-G9’ garantieren könnte. 

Und sollten Sie sich fragen, warum so viel Augenmerk 
auf den Naturwissenschaften liegt: 

In diesen und den Ingenieurwissenschaften sind die 
Quoten der Studienabbrecher im Bachelor-Studium mit 
Abstand am höchsten. Unsere Gymnasien sind hier beson-
ders gefragt, das Abschluss-Niveau für einen problemlosen 
Übergang an die Universität zu erhöhen. Ralf Scholl

Wissenschaft



Beamte/Arbeitnehmer
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von Ursula Kampf 
Referat Arbeitnehmer/Tarif 
des Philologenverbandes 
Baden-Württemberg

Langfristig planen: Mit speziellem Teilzeitmodell 
ein Jahr früher de-facto-Ruhestand erreichen! 

Das Freistellungsjahr (sogenanntes Sabbatjahr) als spezielles Teilzeitmodell und seine Möglichkeiten 

BB
eim sogenannten Freistellungs-
jahr-/Sabbatjahr-Modell wird zu-
nächst mehr gearbeitet als Entgelt 

bezogen wird. Es wird über mehrere 
Jahre so Anspruch auf Entgelt(-bruch-
teile) angespart (Ansparphase). Die 
angesparten Entgeltbruchteile werden 
schließlich zusammen im sogenannten 
Freistellungsjahr bezogen (ohne dass 
in diesem Jahr gearbeitet wird). Im 
Gegensatz zu einer Beurlaubung im 
Umfang eines Jahres (ohne Besol-
dung bzw. Entgelt und ohne flankie-
rende, mit dem Bezug von Besoldung 
bzw. Entgelt verbundene Versiche-
rungen) besteht bei diesem Modell 
das Arbeitsverhältnis kontinuierlich 
weiter mit den entsprechend weiter-
laufenden Versicherungen (im jeweili-
genTeilzeit-Umfang). 

Lehrkräfte müssen mindestens fünf 
Jahre (unbefristet) beschäftigt sein, 
um dieses Modell im Rahmen der 
Meldung der stellenwirksamen Ände-
rungswünsche über STEWI (www.leh-
rer-online-bw.de/stewi) bis spätestens 
zum ersten Schultag nach den Weih-
nachtsferien beantragen zu können. 
Es können sowohl beamtete als auch 
Arbeitnehmer-Lehrkräfte dieses Mo-
dell in Anspruch nehmen; allerdings 
können nur Lehrkräfte i. A. ihre Teil-
zeit in diesem Modell unterhälftig aus-
gestalten. 

 
Ausgestaltung und möglicher 
zeitlicher Rahmen für Anspar-
phase plus Freistellungsjahr: 

 
Das Modell muss in minimal drei, ma-
ximal acht Jahren abgewickelt werden 
– also mit minimal zwei Jahren, maxi-
mal sieben Jahren Ansparphase. 
Während der Ansparphase ist der tat-
sächliche Arbeitsumfang für die Höhe 
des Anspruchs auf Altersermäßigung 
(ab Beginn des Schuljahrs, in dem das 
60. Lebensjahr vollendet wird) maß-
geblich. 

Bis Ende Schuljahr 2022/2023 gilt 
folgende Spezialregelung für Lehr-
kräfte, die die Ansparphase schon er-
füllt haben: Im Einzelfall (RP ent-
scheidet nach Ermessen) ist bis Schul-
jahr 2022/2023 ein Abweichen von der 
Achtjahreshöchstgrenze möglich, 
wenn dies der Unterrichtsversorgung 
zugute kommt und die Lehrkräfte-Be-
darfsplanung dadurch nicht beein-
trächtigt wird. Der Antritt des Frei-
stellungsjahres kann auf Antrag 
grundsätzlich auch später erfolgen, 
zum Beispiel vor dem Eintritt in den 
Ruhestand – damit wird ein 1 Jahr 
früherer de-facto-Ruhestand möglich. 
Funktionsstelleninhaber/innen kön-
nen nur eine Sabbatjahrvariante wäh-
len, die unmittelbar in den Ruhestand 
mündet. 

Im Gegensatz zu beamteten Lehr-
kräften sind Lehrkräfte i. A. an die 
Regelungen in § 7 SGB IV (Sozialge-
setzbuch 4) gebunden: Falls sie erst in 
zeitlichem Abstand (entweder inner-
halb des Gesamt-Achtjahresrahmens 
oder vor dem Ende ihrer Beschäfti-
gung) ihr Freistellungsjahr in An-
spruch nehmen wollen, darf ihr Be-
schäftigungsumfang in dieser Zwi-
schenzeit nicht wesentlich vom Teil-
zeit-Beschäftigungsumfang während 
der Ansparphase (und im Freistel-
lungsjahr) abweichen. Sogenannte 
langjährig rentenversicherte Lehrkräf-
te i. A. können außerdem ihren An-
spruch auf Rente mit Abschlägen der-
gestalt verwirklichen, dass sie zum 30. 
September im Anschluss an ein Frei-

stellungsjahr kündigen (Kündigungs-
frist beachten; noch etwa zweieinhalb 
Wochen Arbeit im September; De-
tails: s. AKA-Info Nr. 2 / 2021 –> 
Homepage PhV BW – Beratung drin-
gend empfohlen). 

 
Gestaltungsmöglichkeiten 

 
••  2 Jahre Ansparen + 1 Jahr Freistel-

lung        => durchgehend 2/3 Gehalt 
••  3 Jahre Ansparen + 1 Jahr Freistel-

lung        => durchgehend 3/4 Gehalt 
••  4 Jahre Ansparen + 1 Jahr Freistel-

lung        => durchgehend 4/5 Gehalt 
••  5 Jahre Ansparen + 1 Jahr Freistel-

lung        => durchgehend 5/6 Gehalt 
••  6 Jahre Ansparen + 1 Jahr Freistel-

lung        => durchgehend 6/7 Gehalt 
••  7 Jahre Ansparen + 1 Jahr Freistel-

lung        => durchgehend 7/8 Gehalt 
Es wird in Schuljahren gerechnet, d. h. 
ein Sabbatjahr beginnt mit dem ersten 
Schultag nach den Sommerferien und 
endet mit dem letzten Ferientag vor 
Schuljahresbeginn. 

Ausnahme: Das Sabbatjahr endet 
am 31. Juli, wenn es in seinem Verlauf 
die beamtenrechtliche Altersgrenze für 
den Eintritt in den Ruhestand bzw. das 
tarifvertragliche Ende des Beschäfti-
gungsverhältnisses nach § 44 Nr. 4 TV-
L ’kreuzt’ (das Beschäftigungsverhält-
nis endet zum Ende des Schul(-halb-
)jahres, in dem die Lehrkräfte i. A. das 
gesetzlich festgelegte Alter zum Errei-
chen einer abschlagsfreien Regelalters-
rente erreicht hat).

Haben Sie Kritik, Lob oder 
Anregungen? 
Dann senden Sie diese einfach 
per E-Mail an: 

enver.gross@phv-bw.de
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Glosse

von Ines Mayer

DD
as Sprechen über die Pandemie 
erinnert zunehmend an die Räu-
ber- und Gendarm-Spiele unse-

rer Kindheit. Kein Wunder, die Paral-
lelen liegen auf der Hand. Man hatte 
es auch in der ungeliebten Rolle des 
Gendarmen mit einem unsichtbaren 
Gegenspieler zu tun. Die viel cooleren 
Räuber verbargen sich im Unterholz 
und gingen einem meistens durch die 
Lappen. Und auch damals hatte man 
nach einer Weile die Nase voll vom 
Suchen und Hinterherhecheln und 
sehnte nur noch den Rollentausch 
herbei.  

Ganz offensichtlich prägen diese 
kollektiven Kindheitserlebnisse die 
aktuellen Sprachspiele von Politik 
und Presse zur Pandemie. Da ist die 
Rede vom ’Immun-Escape’ der Mu-
tanten. Von der ’Seitwärtsbewegung’ 
der Inzidenzzahlen. Vom ’Vorpre-
schen’, ’Ausscheren’ oder ’Hinterher-
hinken’ der Ministerpräsidenten. Das 
Hinkeverb ist übrigens schon etabliert 
und gehört in der These, dass 
»Deutschland in puncto XY im inter-
nationalen Vergleich hinterherhinkt«, 
seit langem zum Standardrepertoire 
von Leitartikelschreibern, Oppositi-
onspolitikern in Talkshows und der 
OECD. 

Auch interessant: 
 

Die Bewertung der oben genannten 
Bewegungsmetaphern kann schnell 
ins Gegenteil umschlagen, je nach-
dem, wie sich der R-Wert entwickelt 
und ob man bei den Lockdown-Maß-
nahmen vorprescht oder bei den ’Öff-
nungsdiskussionsorgien’. Ausgenom-
men davon ist lediglich der bayerische 
Ministerpräsident, der sowohl für 
Vorpreschen als auch für Ausscheren 
stets ein Fleißkärtchen bekommt.  

Jetzt ist es aber so, dass das ganze 
Fangerles-Spiel noch einen Schlag ins 
’Jägerische’ bekommen hat, seit darü-
ber spekuliert wird, ob oder ob nicht 
Kita- und Schulkinder ’Treiber der 
Pandemie’ seien. Geografisch ist der 
Fall klar: In England sind sie das, im 
Zuständigkeitsbereich des baden-
württembergischen Kultusministeri-

ums gilt dagegen das Dogma: »Schu-
len sind keine Treiber der Pandemie.« 

Seither stelle ich mir immer Rassel-
banden grüngewandeter Kinder mit 
Bo-Jo-Mähne vor, die mit schrillem 
»Hopp! Hopp!« durch den Sherwood 
Forest pesen und die B117-Mutante 
vor sich hertreiben. Aber dann wird’s 
kompliziert. Wer sind die Jäger? Die 
Virologen mit ihren PCR-Kits? Die 
Ärzte mit der Impfspritze? Und wäre 
es in diesem Bild nicht viel besser, Trei-
ber zu sein als kein Treiber? Oder ver-
hält es sich so, dass die Treibjagd ohne 
Jäger stattfindet? Dass diese ohne Ab-
standsregeln in ihrer miefigen Jagdhüt-
te hocken und bei LKW und Jagertee 
über alte Zeiten klönen. Derweil die 
Gören unkontrolliert die mutierten Ae-
rosole in die Landschaft ’spreaden’? 

Sie halten diese Vorstellungen für 
völlig verfehlt? Glauben vielmehr, 
dass der Treiber-Spruch was mit dem 
Softwaremodul zu tun hat? Der Pan-
demie-Treiber analog zum Drucker-
Treiber? In der Tat würde das einiges 
erklären, weil Baden-Württemberg ja 
»im nationalen und internationalen 
Vergleich bei der Digitalisierung hin-
terherhinkt« und folglich können un-
sere Schüler gar keine Treiber der 
Pandemie sein. Heureka!

Wort des Monats: 
Treiber
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Gemeinsam Grenzen überwinden 
Oberrheinsiegel für zwei südbadische Gymnasien 

SS
eit 1963 wird am 22. Januar der 
Deutsch-Französische Tag als 
Zeichen der Freundschaft zwi-

schen beiden Ländern gefeiert. Auf-
grund der Corona-Pandemie fand der 
Tag in diesem Jahr als Livestream-
Veranstaltung statt, an der auch über 
5000 Schüler an 154 Schulen aus bei-
den Ländern teilnahmen. Repräsen-
tanten aus Politik und Gesellschaft 
diskutierten über Austausch und Mo-
bilität sowie Demokratie- und Euro-
pabildung bei der zweisprachigen On-
line-Veranstaltung, die unter dem 
Motto ’Deutschland und Frankreich: 
gemeinsam Grenzen überwinden’ 
stand. 

Als Vertreter des baden-württem-
bergischen Kultusministeriums wies 
Staatssekretär Volker Schebesta MdL 
darauf hin, dass beide Regionen mehr 
als ihre geographische Lage und die 
gemeinsame Grenze verbinde. Dies 
zeigten nicht zuletzt auch zahlreiche 
Schulkooperationen und Schüleraus-
tausche. Erstmals wurde das Ober-
rheinsiegel – eine Initiative des Kul-
tusministeriums – verliehen. Zusam-
men mit der Akademie Straßburg 

wurden Schulen auf beiden Seiten des 
Rheins ausgezeichnet, die – so der 
Staatssekretär – »interkulturelle 
Kompetenzen im Schulprofil durch 
Schülerbegegnungen oder grenzüber-
schreitende Projekte verankern, ihren 
Lehrkräften Fortbildungen und Qua-
lifizierungen zu Themen mit Frank-
reichbezug ermöglichen und sich für 

Völkerverständigung und Demokra-
tiebildung einsetzen.« 

Elisabeth Laporte, Rektorin der 
Akademie Straßburg, hob die Bedeu-
tung der deutsch-französischen Bezie-
hungen als »Herzstück der europäi-
schen Idee« hervor. »Durch die Zu-
sammenarbeit mit Baden-Württem-
berg tragen wir zur Entwicklung des 
europäischen Geistes unter unseren 
Schülerinnen und Schülern bei.« Un-
ter den vierzehn badischen Schulen, 
die ein Oberrheinsiegel erhielten, sind 
auch das Faust-Gymnasium in Staufen 
und das Oberrhein-Gymnasium in 
Weil am Rhein. 

Das Faust-Gymnasium pflegt unter 
anderem seit Jahren in den Klassen-
stufen 7 bis 10 Schüleraustausch mit 
vier französischen Partnerschulen. 
Am Oberrhein-Gymnasium, das zu 
den achtzehn baden-württembergi-
schen Gymnasien mit einem bilingua-
len Zug Französisch zählt, wählen et-
wa fünfzig Prozent der Schülerinnen 
und Schüler diesen Zug und können 
später neben der allgemeinen Hoch-
schulreife das französische Abitur er-
werben. Ralph Grossmann

Aus dem Schulleben
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